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I/A Äußerung im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
I/A 1:   Protokoll der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

A) Verkehr

Die Feuerbachstraße wird als eine von mehreren Anbindungen für das Plangebiet für 
den motorisierten Individualverkehr herangezogen. Die Feuerbachstraße dient 
i. V. m. der Albert-Schweitzer-Straße sowie untergeordnet mit der Schopenhauer- 
straße als Anbindung für den östlichen Teil des Plangebietes. Sie ist gemäß ihrer 
Funktion im Straßennetz und nach den Vorgaben der Richtlinie für die Anlage von 
Stadtstraßen (RASt 06) als Wohnstraße zu qualifizieren. Aufgrund der heute gerin-
gen und auch mit Umsetzung der Planung zukünftig geringen Verkehrsmengen auf 
der Feuerbachstraße, ist die Straße geeignet, das Verkehrsaufkommen auch zukünf-
tig leistungsfähig abzuwickeln.

Im Rahmen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung (BBW, Mai 2019) erfolgt eine 
umfangreiche Betrachtung der bestehenden und planbedingten Verkehrssituation.  
Aufgrund der vorgetragenen Bedenken wurde im Nachgang zur Bürgerinformations-
veranstaltung eine weitere Verkehrszählung am 04.12.2018 durchgeführt. Ergän-
zende Knotenstromerhebungen einzelner Knotenpunkte erfolgten am 14.02.2019 
und 14.03.2019. Für die Berechnungen der Leistungsfähigkeit der relevanten Kno-
tenpunkte und zur Beurteilung der Auswirkungen auf die Bestandsstraßen wurden im 
Sinne einer Worst-Case-Betrachtung die jeweils höchsten Verkehrswerte aus den 
Zählungen in Ansatz gebracht.  
Im Rahmen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung wurden die relevanten zu be-
trachtenden Straßen und Knotenpunkte im Umfeld des Plangebietes mit der Stadt 
abgestimmt. Eine Betrachtung des weitergehenden Straßennetzes ist aufgrund der 
Verzweigungen im Verkehrsnetz und der damit einhergehenden Verteilung der plan-
bedingten Verkehre sowie aufgrund der insgesamt vergleichsweise geringen planbe-
dingten Neuverkehre nicht realistisch abbildbar und nicht zielführend. Erkennbar 
spürbare Auswirkungen auf entferntere Knotenpunkte sind nicht zu erwarten. Im Er-
gebnis der Verkehrsuntersuchung können die umliegenden Bestandsstraßen (darun-
ter auch die Feuerbachstraße) den mit der Planung einhergehenden Mehrverkehr gut 
aufnehmen. Ein leistungsfähiger Verkehrsablauf ist auch mit Umsetzung der Planung 
gewährleistet. Dies trifft auch für die morgendliche und die abendliche Spitzenstunde 
zu. Die Verspätung von Bussen ist daher nicht in Verbindung mit dem Planverfahren 
zu bringen. 

Im Rahmen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung wurden in Abstimmung mit 
der Stadt relevante Planungen im Umfeld beachtet. Relevante bestehende Nutzun-
gen wurden durch die Aufnahme der Bestandsverkehre im Rahmen von Verkehrs-
zählungen in die Untersuchung eingestellt. Im Sinne eines Worst-Case-Ansatzes 
wurde zudem zur Berücksichtigung einer allgemeinen Verkehrsentwicklung und zu-
künftiger – derzeit noch unbekannter Planungen – eine Erhöhung der Bestandsver-
kehre um 5 % für den Prognose-Nullfall 2030 (Verkehrsprognose für das Jahr 2030 
ohne Umsetzung des Bebauungsplangebiets) vorgenommen. Auch das Bauvorha-
ben „Lichtenburg Nord“ wurde aufgrund der Nähe zum Plangebiet berücksichtigt.  

In der Verkehrsuntersuchung wurde die Leistungsfähigkeit des Verkehrsnetzes mit 
und ohne Durchbindung des Fester Wegs untersucht. Im Ergebnis der gutachterli-
chen Untersuchung kann der Verkehr in beiden Varianten leistungsfähig abgewickelt 
werden.  
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Die Bruchhauser Straße ist nach RAST 06 als Verbindungsstraße einzustufen. Sie 
erfüllt im Verkehrsnetz der Stadt Leverkusen eine Verbindungsfunktion zwischen 
Steinbüchel und Lützenkirchen. Die Einstufung wird auch nach nochmaliger Prüfung 
für richtig erachtet. 
 
Der Fester Weg wird im Anbindungsbereich auf einer Breite von ca. 6 m als Misch-
verkehrsfläche ausgebaut. Ein Zwei-Richtungsverkehr kann auf einer Breite von 
durchschnittlich 6 m auch unter Berücksichtigung der topographischen Bedingungen 
gut und verträglich abgewickelt werden. Auch ist die Straße geeignet, Fuß- und Rad-
verkehr aufzunehmen und sicher abzuwickeln. Ein Eingriff in private Grundstücke er-
folgt im Zuge der Umsetzung der Planung nicht. In der Bauphase kann nicht ausge-
schlossen werden, dass es in Randbereichen aus nicht vermeidbaren technischen 
Gründen zu Beanspruchungen der dortigen Grundstücke kommen wird. Dieses 
würde vor Ort mit den Betroffenen erörtert und mit Abschluss der Baumaßnahmen in 
den Ursprungszustand zurückgesetzt.  
 
Müllfahrzeuge können zukünftig die Ringerschließung durch das Plangebiet nutzen, 
so dass ein „rückwärts aus dem Fester Weg ausfahren“ nicht erforderlich sein wird. 
 
Die Anliegerbeiträge für den erstmaligen Ausbau der Straßen werden vom Investor 
übernommen. Die Abwicklung des Baustellenverkehrs und die Behandlung möglicher 
entstehender Kosten für Straßenschäden durch Baufahrzeuge ist nicht Gegenstand 
des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens, würde aber im Rahmen des Erschlie-
ßungsvertrages zur Umsetzung der Planung mit dem Investor vereinbart. 
 
Die erläuterte beschränkte Einsehbarkeit an der Ecke Fester Weg/Bruchhauser 
Straße ist bekannt, jedoch aufgrund der vorhandenen Grundstückszuschnitte nicht 
veränderbar. Der Knotenpunkt ist jedoch kein nachgewiesener Unfallschwerpunkt. 
Die schlechte Einsehbarkeit führt erfahrungsgemäß zu einer erhöhten Aufmerksam-
keit ausfahrender Autofahrer. Mit Umsetzung der Planung sind negative Auswirkun-
gen auf den Knotenpunkt nicht zu erwarten.   
 

B) Bus 
 
Die Entwicklung des Busverkehrs ist Inhalt des in Aufstellung befindlichen Mobilitäts-
konzepts der Stadt Leverkusen. Die Stellungnahme ist nicht Regelungsinhalt des Be-
bauungsplanes. 
 

C) Parken 
 
Die konkrete Ausbildung des Fester Wegs wird im Rahmen der Erschließungspla-
nung geplant. Die Anordnung von Parkplätzen wird berücksichtigt. 
 

D) Artenschutz 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine artenschutzrechtliche Unter-
suchung durchgeführt, um sicherzugehen, dass artenschutzrechtliche Verbotstatbe-
stände nicht ausgelöst werden. Die das Plangebiet umgebende Tier- und Pflanzen-
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welt ist bereits durch die Einwirkungen der BAB stark vorgeprägt. Die hiermit einher-
gehenden Störimpulse sind weit stärker als die mit der Planung einhergehenden zu 
erwartenden Effekte. Im Kontext der bestehenden Strukturen und der bereits vorhan-
denen Störimpulse, löst die Planung keine weitere Abnahme der Habitateignung der 
umliegenden Flächen aus. Die Flächen nördlich des Fester Wegs bleiben überwie-
gend als Grünflächen erhalten und werden ökologischen aufgewertet. Sie können 
auch zukünftig als Jagdhabitat dienen, so dass artenschutzrechtliche Belange der 
Planung nicht entgegenstehen.  
Zum Schallschutz durch Pflanzen wird darauf hingewiesen, dass Pflanzmaßnahmen 
mit schallschützender Wirkung aufgrund der geringen Flächengröße nicht möglich 
sind. Es ist in der Regel davon auszugehen, dass Wälder erst ab einer Breite von 
rund 300 m einen wirksamen Schallschutz erbringen können. Der für die geplante 
Wohnbebauung zu erwirkende Lärmschutz wird durch anderweitige Maßnahmen, wie 
zum Beispiel Grundrissorientierung und passive Schallschutzmaßnahmen an den 
Gebäuden, erbracht.  
 

E) Topographie 
 
Das Plangebiet ist topographisch in drei Bereiche zu teilen. Die Flächen südlich des 
Fester Weges sind im Osten des Plangebietes wenig bewegt. Hier wird es lediglich 
moderate Geländeveränderungen geben. Im westlichen Bereich wird es im Zuge der 
Erschließungsmaßnahmen sowie zur Umsetzung des städtebaulichen Entwurfes zu 
einem Eingriff mit Veränderung der Topographie kommen. Dabei besteht die planeri-
sche Zielsetzung, ein geometrisch geordnetes Siedlungsbild zu schaffen, eine Unter-
teilung des Baulandes in vertretbare Grundstücksgrößen vorzunehmen und eine bar-
rierefreie Zuwegung zu ermöglichen. Die Flächen nördlich des Fester Wegs sollen 
überwiegend wie im Bestand erhalten und ökologisch aufgewertet werden. Eine An-
passung des Geländes erfolgt lediglich im Bereich der geplanten Bebauung am Fes-
ter Weg. 
 

F) Kita 
 
Die Errichtung der Kindertagesstätte ist vor dem Hintergrund der Nachfrage nach zu-
sätzlichem Wohnraum und dem damit verbundenen Ziel der Wohnraumentwicklung 
in Leverkusen weiterhin erforderlich. Durch die geplante Errichtung einer achtgruppi-
gen Kindertagesstätte wird der bestehenden Unterversorgung an Plätzen in Kinderta-
gesstätten entgegengewirkt. Zusätzlich müssen Eltern und Kinder z. T. weite Wege 
in Kauf nehmen, um die nächste Kindertagesstätte zu erreichen. Zur Vermeidung der 
hierdurch entstehenden Verkehre ist es daher zielführend, die Kindertagesstätten 
wohnortsnah anzuordnen.  
 
Im Bereich des Plangebietes sollen am Fester Weg keine Gehwege eingerichtet wer-
den. Das Plangebiet soll vollständig als Mischverkehrsfläche ausgebaut und somit 
ein rücksichtsvolles miteinander aller Verkehrsteilnehmer vorbereitet werden. An-
haltspunkte für eine Beeinträchtigung der Sicherheit der Kinder werden nicht erkannt. 
Die Kindertagesstätte kann durch Kinder in Begleitung ihrer Eltern sicher erreicht 
werden.  
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G) Schall 
 
Die schalltechnische Berechnung erfolgt auf Grundlage der Richtlinien für den Lärm-
schutz an Straßen RLS 90. Die schalltechnische Untersuchung wurde im Zuge des 
Planverfahrens fortgeschrieben. Im Rahmen der öffentlichen Auslegung des Bebau-
ungsplanes sind die Schalltechnische Untersuchung des Büros „Peutz“ sowie die der 
Untersuchung zugrundeliegenden Eingangsdaten einsehbar. 
Durch die Sperrung der A2 kann es zu einer Reduzierung des Schwerlastverkehrs 
kommen, so dass die Schalleinwirkungen ggf. geringer sind. Die Eingangsdaten wur-
den mit Straßen.NRW abgestimmt, um zukünftige Verkehrsentwicklungen angemes-
sen zu berücksichtigen.  
 
Sofern es an dieser Stelle zur einer Umsetzung einer Raststätte käme, würde durch 
den Autobahnbetreiber (Straßen.NRW) ein Lärmschutzkonzept einschließlich schall-
schützende Maßnahmen zwischen Autobahn und Wohnbebauung berücksichtig wer-
den müssen. Dieses ist jedoch nicht Regelungsinhalt dieses Bebauungsplanes. 
 

H) Grün- und Spielflächen 
 
Mit Umsetzung der Planung werden über 40 % der Flächen im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes als Grünflächen festgesetzt. Im Osten des Plangebietes wird der 
vorhandene Kinderspielplatz ertüchtigt. In den Grünsäumen wird es weitere kleinere 
Spielgeräte sowie Flächen mit Aufenthaltsqualität geben. Insbesondere stehen die 
Quartiersplätze zur vielfältigen Nutzung zur Verfügung, so dass insgesamt ein breites 
Angebot an Spiel- und Aufenthaltsflächen für unterschiedliche Altersgruppen ge-
schaffen wird. 
 

I) Wohnungsbau 
 
Eine Siedlungsentwicklung im Bereich des „Fester Weges“ war bereits in den 
60er/70er Jahren vorgesehen und ist seitdem immer wieder durch Planungsüberle-
gungen erörtert worden. Aufgrund fehlender Grundstücksverfügbarkeit konnte zum 
damaligen Zeitpunkt eine weitergehende Planung nicht erfolgen.  
Ziel der aktuellen Planung ist die planungsrechtliche Vorbereitung einer angestrebten 
wohnbaulichen Entwicklung. Die Nachfrage nach zusätzlichem Wohnraum in der 
Stadt Leverkusen ist sowohl durch Zuwanderung von außen, als auch aus der ansäs-
sigen Bevölkerung heraus, nach wie vor gegeben. Die Aussage, die Aufstellung des 
Bebauungsplanes als Verhinderungsmaßnahme gegenüber einer Raststätte darzu-
stellen, ist daher nichtzutreffend.  
Mit Aufstellung des Bebauungsplanes wird dem Ziel der Wohnraumentwicklung in 
Leverkusen Rechnung getragen und zudem durch die geplante Errichtung einer 
achtgruppigen Kindertagesstätte der bestehenden Unterversorgung an Plätzen in 
Kindertagesstätten entgegengewirkt.  
 
Die Planung sieht die Errichtung von rund 90 Wohneinheiten in insgesamt 6 Ge-
schosswohnungsbauten vor. Dabei werden maximal rund 10 Wohneinheiten über ein 
gemeinsames Treppenhaus erschlossen. Die Mietstruktur soll durchmischt sein. Es 
ist von rund 30 % öffentlich gefördertem Wohnungsbau bzw. preisgedämpftem Woh-
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nungsbau im Geschosswohnungsbau auszugehen. Der öffentlich geförderte Woh-
nungsbau bewegt sich bei einer Kaltmiete von derzeit 6,20 Euro. Beim preisgedämpf-
ten Wohnungsbau liegt die Miete i.d.R. zwischen der Miete für öffentlich geförderte 
und freifinanzierte Wohnungen. 
 

J) Eigentumsverhältnisse 
 
Der überwiegende Teil der Flächen steht in der Verfügung eines Investors. Lediglich 
die Flächen um das Flüchtlingsheim sind städtisch. Weitere untergeordnete Flächen 
gehören einem privaten Eigentümer.  
 

K) Weitere Themen 
 
Zu „Hundeauslauf“: Das städtebauliche Konzept berücksichtigt die heute vorhande-
nen Trampelpfade, diese Wege- und Grünverbindungen bleiben auch weiterhin be-
stehen. Somit bleibt auch nach Umsetzung der Planung die Möglichkeit, Hunde in 
diesen Bereich auszuführen.  

Zu „Anregung frühzeitiger über Bürgerveranstaltungen zu informieren“: Es erfolgte 
eine Bekanntmachung der Bürgerveranstaltung im Amtsblatt. Die Bekanntmachung 
erfolgte damit gemäß den gesetzlichen Vorgaben. 

Zu „Verkehrskonzept/Lärmkonzept“: Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 
wurde eine Verkehrsuntersuchung und eine schalltechnische Untersuchung durch 
Fachgutachter erarbeitet. Die gutachterlichen Untersuchungen sind nachvollziehbar 
und plausibel. Die Stadt schließt sich den Ergebnissen der gutachterlichen Untersu-
chungen an. Erforderliche Maßnahmen und Festsetzungen werden in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Anregungen zur Verkehrssituation an der Feuerbachstraße (A) und im weiteren 
Straßennetz (A), zum Einbezug der umliegenden Bauvorhaben in die Ermittlung der 
Verkehrsmengen (A), zur Breite des Fester Wegs (A), zur Kritik am Zeitpunkt des 
Verkehrsgutachtens (A), zur Durchbindung des Fester Weges von der Bruchhauser 
Straße zur Straße „Am Steinberg“ (A), zum Artenschutz (D), zur schalltechnischen 
Berechnung (G), zur Spielplatzsituation (H), zu den Flächen für den Hundeauslauf 
(K), dazu frühzeitiger über Bürgerveranstaltungen zu informieren (K) und zur Erarbei-
tung eines Verkehrs- und Schallkonzepts (K) wird/wurde gefolgt.  
 
Den Anregungen zum Erhalt der Topographie (E) wird teilweise gefolgt. 
 
Die Anregungen zur Übernahme der Anliegerbeiträge für den Ausbau der Straßen 
(A), zur Verkehrssituation an der Ecke Fester Weg/Bruchhauser Straße (A), zum 
Baustellenverkehr (A), zur Verspätung des ÖPNV (B), zur Bewertung der Entwick-
lung des Busverkehrs aufgrund der Bevölkerungsentwicklung (B), zur möglichen Re-
duzierung des Schwerlastverkehrs durch die Sperrung der A2 (G), zur verkehrlichen 
Situation nach Öffnung des Tunnels (G), zur Schallsituation sofern die Raststätte er-
baut wird (G), zur Reduzierung des Grünflächenanteils (H), zum Bedarf an Wohnbe-
bauung (I), zur Anzahl der Wohneinheiten und der Miethöhe (I), zu den Eigentums-
verhältnissen (J) werden zur Kenntnis genommen. 
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Den Anregungen zur Klassifizierung der Bruchhauser Straße als Verbindungsstraße 
(A), zu möglichen Pflanzmaßnahmen als Lärmschutz (D), zur Kritik an der Errichtung 
einer weiteren Kindertagesstätte (F) und zur Verhinderung einer Raststätte (I) wird 
nicht gefolgt. 
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I/A 2:   203/III_3(1)_Äußerung_02 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1.: 
 
Der „Fester Weg“ ist zukünftig nicht als Durchgangsstraße vorgesehen. Im Bebau-
ungsplan erfolgt eine Unterbrechung der planungsrechtlich festgesetzten Verkehrs-
fläche durch die Festsetzung einer Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
„Fuß- und Radweg“. Damit wird die Vermeidung von Durchgangsverkehr von der 
Bruchhauser Straße zur Albert-Schweitzer-Straße über den Fester Weg planungs-
rechtlich vorbereitet. In der Umsetzung der Planung werden an dieser Stelle Poller 
montiert, so dass für den Kfz-Verkehr keine Durchfahrtsmöglichkeit besteht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Verkehrsuntersuchung in einer Va-
riante auch die Durchbindung des Fester Wegs untersucht wurde. Im Ergebnis der 
gutachterlichen Untersuchung könnte auch im Falle einer Durchbindung der Verkehr 
leistungsfähig abgewickelt werden.  
 
Zu 2.: 
 
Die geplante Kindertagesstätte wird im Osten des Plangebietes im Übergang des 
Fester Weges in die Albert-Schweitzer-Straße angeordnet. Im Zuge der Umsetzung 
der Planung erfolgt eine Neuordnung des ruhenden Verkehrs auf der Albert-Schweit-
zer-Straße, um einen leistungsfähigen und flüssigen Verkehrsablauf sicherzustellen. 
Erforderliche Regelungen zur Anpassung der Albert-Schweitzer-Straße werden in ei-
nem städtebaulichen Vertrag zwischen Stadt und Investor aufgenommen. 

 
Zu 3.: 
 
Es ist vorgesehen, die gesamten Verkehrsflächen – mit Ausnahme der Bruchhauser 
Straße – im Plangebiet als Mischverkehrsflächen auszubauen. Der Fester Weg hat 
im Übergangsbereich zur Burchhauser Straße eine Breite von durchschnittlich 6,0 m 
und kann hier aufgrund der vorliegenden Eigentumsverhältnisse nicht erweitert aus-
gebaut werden. Die Errichtung eines Gehweges ist aufgrund des zu geringen Stra-
ßenquerschnittes verkehrstechnisch nicht vorgesehen. Hinsichtlich der im Verkehrs-
gutachten ermittelten Verkehrsmenge sowie im Sinne eines verkehrsberuhigten 
Wohnquartieres ist die Umsetzung der vorgesehenen Mischverkehrsflächen zielfüh-
rend. 
 
Zu 4.: 
 
Im Zuge der Neuplanung wird im Quartier auch eine angemessene Anzahl öffentli-
cher Parkplätze entstehen. Direkt angrenzend an die Bestandsbebauung ist im Be-
reich des Fester Wegs aufgrund des beengten Katasterzuschnitts und vorhandener 
Grundstückszufahrten die Errichtung von Parkständen nicht vorgesehen. 
 
Zu 5.: 
 
Es ist vorgesehen, den Fester Weg als Mischverkehrsfläche auszubauen und damit 
die Achtsamkeit von Autofahrern zu erhöhen und die Geschwindigkeit zu reduzieren. 
Die Einrichtung einer Spielstraße ist eine ordnungsrechtliche Regelung und damit 
nicht Inhalt eines Bebauungsplanes. Grundsätzlich wird die Einrichtung einer Spiel-
straße jedoch auch nicht als zielführend erachtet, da der Fester Weg einer von zwei 
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Zugängen in den Siedlungskörper ist und aufgrund der Entfernung zu den jeweiligen 
Wohngebäuden eine zu geringe zulässige Höchstgeschwindigkeit nicht durchsetzbar 
ist. 
 
Zu 6.: 
 
Im Zuge der Erschließungsplanung wird im Bereich der Bestandsgrundstücke am 
Fester Weg auf den heutigen Katasterzuschnitt abgestellt. Ein Eingriff in privates Ei-
gentum ist nicht vorgesehen. 
 
Zu 7.: 
 
Im Zuge der Erschließungsplanung und der Ertüchtigung des Fester Weges wird 
auch die Straßenentwässerung geprüft und sofern erforderlich, durch die Errichtung 
von Stauraumkanälen angepasst. Ein entsprechender Hinweis zu Niederschlägen 
wird in die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes aufgenommen. Eine Re-
gelung zur Umsetzung von Randsteinen ist im Bebauungsplan nicht möglich und, da 
es sich um öffentliche Verkehrsflächen handelt auch nicht erforderlich. Die adäquate 
Ausbildung der Verkehrsflächen wird im Rahmen der Erschließungsplan durch die 
Stadt sichergestellt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Anregungen zur Durchgangstraße Fester Weg (Punkt 1), zum Zugang zum Kin-
dergarten (Punkt 2), zum Eingriff in privates Eigentum (Punkt 6), die Berücksichti-
gung von Starkregenereignissen (Punkt 7) wird gefolgt. Den Anregungen zum Bür-
gersteig am Fester Weg (Punkt 3), zu Parktaschen am Fester Weg (Punkt 4), zum 
Fester Weg als Spielstraße (Punkt 5), zur Anordnung von Randsteinen (Punkt 7) wird 
nicht gefolgt.  
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I/A 3:   203/III_3(1)_Äußerung_03 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Bekanntgabe der Bürgerveranstaltung“: 
 
Es erfolgte eine ortsübliche Bekanntmachung der Bürgerveranstaltung im Amtsblatt 
der Stadt Leverkusen. Dieses entspricht den gesetzlichen Vorgaben. Das Amtsblatt 
erscheint auf der Internetseite der Stadt Leverkusen als Dokument im pdf-Format, 
kann auf Anfrage versandt werden und liegt zudem in den städtischen Verwaltungs-
gebäuden als gedruckte Version aus. 
 
Zu „Feuerbachstraße als Bauzufahrtsstraße“: 
 
Die Feuerbachstraße wird neben einer neuen Zuwegung von der Bruchhauser 
Straße, dem Fester Weg, der Albert-Schweitzer-Straße und der Schopenhauerstraße 
eine von insgesamt fünf für den Kfz-Verkehr vorgesehenen Erschließungsstraßen 
sein. Es ist davon auszugehen, dass die Feuerbachstraße auch als Bauzufahrts-
straße genutzt wird. Erforderliche Planungen zur Baustelleneinrichtung werden je-
doch erst im Nachgang zum Bebauungsplanverfahren erarbeitet. 
 
Zu „Schule“: 
 
Zur Deckung des Grundschulbedarfs ist ein Ausbau der KGS In der Wasserkuhl er-
forderlich und geplant. Der Ausbau erfolgt unabhängig vom vorliegenden Bebau-
ungsplanverfahren. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Anregungen zur Bekanntgabe der Bürgerveranstaltung, zur Feuerbachstraße als 
Bauzufahrtsstraße und zu Schule werden zur Kenntnis genommen. 
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I/A 4:   203/III_3(1)_Äußerung_04 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Lärmschutz 
 
Zu „Lärmschutz“: 
 
Mit der Planung ist eine wahrzunehmende Veränderung auf der Nordseite der Auto-
bahnbrücke nicht zu erwarten. Hierfür gibt es keine Hinweise. Im Zuge einer schall-
technischen Untersuchung (Peutz Consult GmbH, 01.02.2019) wurden auch die plan-
bedingten Auswirkungen auf schutzbedürftige Nutzungen in der Umgebung unter-
sucht. Im Ergebnis konnten keine planerisch relevanten Auswirkungen festgestellt 
werden. 
 
Zu 1.: 
 
Die Aussage wird bestätigt. 
 
Zu 2.: 
 
Die schalltechnische Untersuchung wurde im Rahmen des Planverfahrens vertiefend 
ausgearbeitet. Es erfolgte eine Betrachtung der auf das gesamte Plangebiet einher-
gehenden Verkehrslärmeinwirkungen. Erforderliche Festsetzungen zum Schallschutz 
wurden in den Bebauungsplan aufgenommen. 
Des Weiteren wurden auch die planbedingten Auswirkungen auf schutzbedürftige 
Nutzungen in der Umgebung mit betrachtet. Im Ergebnis konnten keine planerisch re-
levanten Auswirkungen festgestellt werden. Planbedingte Maßnahmen sind somit 
nicht erforderlich. 
 
Zu 3. bis 5.: 
 
Eine wahrnehmbare und/oder rechnerisch nachweisbare Reflektion der Lärmschutz-
bebauung auf schützenswerte Nutzungen nördlich der BAB ergibt sich mit Umset-
zung der Planung aufgrund der großen Entfernung nicht. Ein Verlust der Lebensquali-
tät und gesundheitliche Belastungen aufgrund der vorgesehenen Planung sind nicht 
festzustellen. 
 
Zu 6.: 
 
Eine wahrnehmbare und/oder rechnerisch nachweisbare Erhöhung der Lärmeinwir-
kungen nördlich der BAB ergibt sich mit Umsetzung der vorgesehenen Planung auf-
grund der großen Entfernung zum Plangebiet nicht. Die Lärmauswirkungen der BAB 
auf Flächen außerhalb des Plangebietes sind nicht Gegenstand des vorliegenden 
Planverfahrens.  
 
Zu 7.: 
 
Im Rahmen der durchgeführten schalltechnischen Untersuchung konnten in der Um-
gebungslärmkartierung 2017 (Runde 3) keine Daten zu erhöhten Fluglärmimmissio-
nen im Plangebiet festgestellt werden. Das Plangebiet befindet sich zudem außerhalb 
der Lärmschutzbereiche der Flughäfen Köln-Bonn und Düsseldorf. Etwaige Fluglärm-
immissionen in diesem Gebiet sind basierend auf diesen Informationen als so gering 
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einzuschätzen, dass sie von den auf das Plangebiet einwirkenden Verkehrslärmim-
missionen überdeckt werden. Auf die Berechnung der für die Ermittlung der Bau-
schalldämmmaße relevanten maßgeblichen Außenlärmpegel nach DIN 4109 hat der 
Fluglärm somit keinen Einfluss. Die Aussagen des Gutachters sind aus Sicht der 
Stadt plausibel und nachvollziehbar. Die Stadt Leverkusen schließt sich den gut-
achterlichen Aussagen an. 
 
Zu 8.: 
 
Mit Umsetzung der Planung sind relevante zusätzliche Schalleinwirkungen auf die 
Umgebung nicht zu erwarten. Die das Plangebiet umgebende Tier- und Pflanzenwelt 
ist bereits durch die Einwirkungen der BAB stark vorgeprägt. Die hiermit einherge-
henden Störimpulse sind weit stärker, als die mit der Planung zu erwartenden Ef-
fekte.  
Im Kontext der bestehenden Strukturen und der bereits vorhandenen Störimpulse, 
löst die Planung keine weitere Abnahme der Habitateignung der umliegenden Flä-
chen aus. 
 
Verkehrssituation 
 
Zu „Verkehrssituation“: 
 
Im Rahmen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung (BBW, Mai 2019) erfolgt eine 
umfangreiche Betrachtung der bestehenden und planbedingten Verkehrssituation. 
Die Anbindung des geplanten westlichen Siedlungskörpers erfolgt für den motorisier-
ten Individualverkehr über den Fester Weg sowie einen weiteren Anbindungspunkt an 
die Bruchhauser Straße. Die Anbindung des östlichen Siedlungskörpers erfolgt über 
die Albert-Schweitzer-Straße und die Feuerbachstraße sowie untergeordnet über die 
Schopenhauerstraße. Im Bereich des Fester Weges wird eine Trennung für den mo-
torisierten Individualverkehr vorgenommen, so dass eine Durchfahrung nicht möglich 
ist. Ein ergänzendes Verkehrsangebot besteht durch die Errichtung von Fuß- und 
Radwegeanbindungen sowie durch den bestehenden ÖPNV-Anschluss. Im Ergebnis 
der Verkehrsuntersuchung können die umliegenden Bestandsstraßen den mit der 
Planung einhergehenden Mehrverkehr gut aufnehmen. Ein leistungsfähiger Verkehrs-
ablauf ist zu erwarten. 
 
Zu 1. und 2.: 
 
Der Fester Weg wird im Anbindungsbereich auf einer Breite von durchschnittlich 6 m 
als Mischverkehrsfläche ausgebaut. Ein Zwei-Richtungsverkehr kann auf einer Breite 
von 6 m auch unter Berücksichtigung der topographischen Bedingungen gut und ver-
träglich abgewickelt werden. Auch ist die Straße geeignet, Fuß- und Radverkehr auf-
zunehmen und sicher abzuwickeln. Ein Eingriff in private Grundstücke erfolgt im Zuge 
der Umsetzung der Planung nicht. 
 
Zu 3. und 4.: 
 
Im Bebauungsplan erfolgt eine Unterbrechung der planungsrechtlich festgesetzten 
Verkehrsfläche durch die Festsetzung einer Verkehrsfläche besonderer Zweckbe-
stimmung „Fuß- und Radweg“. Damit wird die Vermeidung von Durchgangsverkehr 
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von der Bruchhauser Straße zur Albert-Schweitzer-Straße über den Fester Weg pla-
nungsrechtlich vorbereitet. In der Umsetzung der Planung werden an dieser Stelle 
Poller montiert, so dass für den Kfz-Verkehr keine Durchfahrtsmöglichkeit besteht 
und „Abkürzungsverkehre“ nicht zu erwarten sind. Es wird darauf hingewiesen, dass 
im Rahmen der Verkehrsuntersuchung in einer Variante auch die Durchbindung des 
Fester Wegs untersucht wurde. Im Ergebnis der gutachterlichen Untersuchung 
könnte auch im Falle einer Durchbindung der Verkehr leistungsfähig abgewickelt wer-
den. Durch die geplante Abbindung wird der Verkehr im Bereich der Steinbücheler 
Straße etwas höher sein.  
 
Zu 5.: 
 
In der verkehrsgutachterlichen Untersuchung wird die Leistungsfähigkeit des Ver-
kehrsablaufs sowie die Auswirkungen auf das Umfeld des Plangebiets mit und ohne 
Durchbindung des Fester Wegs untersucht. Im Ergebnis sind aus verkehrlicher Sicht 
beide Varianten möglich.  
 
Zu 6.: 
 
Der Bebauungsplan bereitet durch die Festsetzung einer Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ zentral zwischen den beiden geplanten Sied-
lungskörpern im Bereich des festen Wegs eine Abbindung vor, so dass Durchgangs-
verkehr von der Bruchhauser Straße zur Albert-Schweitzer-Straße nicht möglich ist. 
 
Zu 7. bis 10.: 
 
Es ist vorgesehen den Fester Weg sowie die weiteren Planstraßen als Mischver-
kehrsfläche auszubauen. Die Dimensionierung der Straßen ist geeignet, das beste-
hende und zu erwartende Verkehrsaufkommen sicher und leistungsfähig abzuwi-
ckeln. 
Der Anbindungspunkt Bruchhauser Straße/Fester Weg wird im Rahmen der verfüg-
baren Flächen im Zuge der Überplanung des Fester Wegs ausgebaut. Es wird eine 
weitere Anbindung des westlichen geplanten Siedlungskörpers an die Bruchhauser 
Straße eingerichtet, so dass sich das zusätzliche Verkehrsaufkommen verteilen wird. 
Ein überhöhtes Verkehrsaufkommen ist im Ergebnis der Verkehrsuntersuchung nicht 
zu erwarten. 
Die Ecke Bruchhauser Straße/Fester Weg sowie der Fester Weg und der betreffende 
Abschnitt der Bruchhauser Straße sind aktuell nicht als Unfallschwerpunkte bekannt. 
Mit Umsetzung der Planung ist eine Verschlechterung der Situation nicht erkennbar. 
Ordnungsrechtliche Regelungen wie Parkverbote sind aufgrund der sich ergebenden 
Verkehrssituation derzeit nicht absehbar. Es wird ferner darauf hingewiesen, dass 
ordnungsrechtliche Regelungen nicht Regelungsinhalt des Bebauungsplans sind. 
 
Im Bereich des Plangebietes wird im Zusammenhang mit der geplanten Bebauung 
eine angemessene Anzahl öffentlicher Parkplätze errichtet, so dass eine Verschär-
fung der Parkplatzsituation mit Umsetzung der Planung nicht erkennbar ist. 
 
Im Ergebnis der verkehrsgutachterlichen Untersuchung ist mit Umsetzung der Pla-
nung ein leistungsfähiger Verkehrsablauf zu erwarten. Das Verkehrsgutachten ist 
plausibel und nachvollziehbar. Die Stadt schließt sich den Ergebnissen der gutachter-
lichen Untersuchung an. 
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Zu „Anmerkungen zur Bewertung der aktuellen Verkehrssituation durch den 
Gutachter, die bei der Bürgerveranstaltung vorgestellt wurde“ 
 
Zu 1. und 2.: 
 
Die durchgeführte Verkehrszählung am 04.07.2018 erfolgte durch einen unabhängi-
gen Gutachter in Abstimmung mit der Stadt Leverkusen und auf Grundlage der recht-
lichen Vorgaben. Im Nachgang zur Bürgerinformationsveranstaltung wurde aber den-
noch eine weitere Zählung am 04.12.2018 durchgeführt. Ergänzende Knotenstromer-
hebungen einzelner Knotenpunkte erfolgten am 14.02.2019 und 14.03.2019. Für die 
Berechnungen der Leistungsfähigkeit der relevanten Knotenpunkte und zur Beurtei-
lung der Auswirkungen auf die Bestandsstraßen wurden im Sinne einer Worst-Case-
Betrachtung die jeweils höchsten Verkehrswerte aus den Zählungen in Ansatz ge-
bracht. 
 
Zu 3.: 
 
Die verkehrsgutachterliche Untersuchung erfolgte durch einen unabhängigen Gutach-
ter in enger Abstimmung mit der Stadt Leverkusen und auf Grundlage der rechtlichen 
Vorgaben. Die Beauftragung und Bezahlung des Gutachters ist für die Inhalte und die 
Abwägung in der Bauleitplanung nicht relevant. 
 
Zu 4.: 
 
Im Rahmen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung wurden in Abstimmung mit 
der Stadt relevante Planungen im Umfeld beachtet. Relevante bestehende Nutzun-
gen wurden durch die Aufnahme der Bestandsverkehre im Rahmen von Verkehrs-
zählungen in die Untersuchung eingestellt. Im Sinne eines Worst-Case-Ansatzes 
wurde zudem zur Berücksichtigung einer allgemeinen Verkehrsentwicklung und zu-
künftiger – derzeit noch unbekannter Planungen – eine Erhöhung der Bestandsver-
kehre um 5 % für den Prognose-Nullfall 2030 (Verkehrsprognose für das Jahr 2030 
ohne Umsetzung des Bebauungsplangebiets) vorgenommen.  
Die topographischen Bedingungen wurden im Rahmen der Bestandsaufnahme be-
trachtet und sind in die Beurteilung des Fachgutachters eingeflossen. 
 
Zu 5. und 6.: 
 
Im Rahmen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung wurden die relevanten zu be-
trachtenden Straßen im Umfeld des Plangebietes mit der Stadt Leverkusen abge-
stimmt. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Betrachtung des weitergehenden 
Straßennetzes aufgrund der Verzweigungen im Verkehrsnetz und der damit einher-
gehenden Verteilung der planbedingten Verkehre nicht realistisch abbildbar ist. 
Aufgrund des vergleichsweise geringen zusätzlichen Verkehrsaufkommens und der 
anzunehmenden Verteilung im Verkehrsnetz sind relevante Auswirkungen auf die in 
der Verkehrsuntersuchung nicht betrachteten Straßenzüge und Knotenpunkte zudem 
nicht erkennbar und daher nicht zielführend zu betrachten. 
Die beschriebenen Parkprobleme, Ordnungswidrigkeiten und „gefährlichen Situatio-
nen“ im Straßenverkehr an der Bruchhauser Straße sind nicht Regelungsinhalt des 
vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. 
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Zu 7.: 
 
Die Einstufung der Bruchhauser Straße als Verbindungsstraße erfolgt nach den Vor-
gaben der Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06). Die Einstufung wird 
auch nach wiederholter Prüfung für richtig erachtet.  
 
Zu 8.: 
 
Eine Bewertung der Gesamtverkehrssituation für die angrenzenden Straßen und der 
Gesamtverkehrssituation in der Stadt Leverkusen ist nicht Aufgabe der vorliegenden 
Bauleitplanung. Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung sind die Auswirkungen 
des Planvorhabens zu ermitteln und zu bewerten und sofern erforderlich sind Maß-
nahmen zu treffen. Dies ist vorliegend zutreffend erfolgt. Darüber hinaus führende 
Maßnahmen sind nicht erforderlich.  
 
Zu 9.: 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens erfolgte zur Beurteilung der Erfordernisse 
des ÖPNV-Verkehrs eine Beteiligung des Verkehrsbetriebes „wupsi GmbH“. Die 
wupsi GmbH stellt als Verkehrsunternehmen das Buslinienangebot für Kunden des 
Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) in Leverkusen bereit. Im Ergebnis sind 
keine weitergehenden Maßnahmen zur Ausweitung des Streckennetzes erforderlich, 
da das Plangebiet durch das bestehende Busliniennetz angedient und durch die vor-
handenen Haltepunkte erreicht werden kann. Eine Erweiterung des ÖPNV-Betriebes 
aufgrund des geplanten Wohngebietes ist somit nicht erforderlich und derzeit nicht 
vorgesehen. 
 
Zu 10.: 
 
Der Verkehrsgutachter hat sich vorab zur Erarbeitung der Untersuchung mit der Stadt 
Leverkusen hinsichtlich bestehender und zu berücksichtigender Verkehrsbehinderun-
gen abgestimmt, um diese im Rahmen der Datierung und der Auswertung der Ver-
kehrszählungen zu berücksichtigen.  
Sofern bereits heute eine Zunahme des LKW-Verkehrs auf der Bruchhauser Straße – 
wie in der Stellungnahme beschrieben - vorliegt, wurde diese im Rahmen der Ver-
kehrszählungen der Bestandssituation erfasst und somit auch im Prognose-Planfall 
berücksichtigt. Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurde zur Ermittlung 
der Verkehrslärmeinwirkungen der Bruchhauser Straße auf die Zahlen der Verkehrs-
untersuchung zurückgegriffen, so dass die benannten LKW-Verkehre Berücksichti-
gung in der Bewertung der Schallsituation finden.  
Die Zunahme von Schalleinwirkungen durch die benannten LKW-Verkehre ist zudem 
keine planbedingte Auswirkung und daher im vorliegenden Bebauungsplanverfahren 
nicht zu bewerten. Durch die Berücksichtigung einer allgemeinen Verkehrssteigerung 
von 5 % werden im Rahmen der Verkehrsuntersuchung aber auch Effekte aus mögli-
chen zukünftigen bislang noch unbekannten Ereignissen im Sinne einer Realitätsna-
hen-Worst-Case-Betrachtung berücksichtigt. 
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Zu „Zusammenfassend“: 
 
Im Rahmen der Verkehrsuntersuchung wurden die Auswirkungen der planbedingten 
Verkehre auf das umliegende Straßennetz und auf relevante Knotenpunkte betrach-
tet. Hierbei wurde nördlich der BAB 1 auch der Knotenpunkt Burchhauser Straße/ Hu-
fer Weg behandelt. Mit Umsetzung der Planung ist am Knotenpunkt sowohl in der 
morgendlichen, als auch in der nachmittäglichen Spitzenstunde eine sehr gute Ver-
kehrsqualität zu erwarten. Weitergehende Betrachtungen drängen sich im vorliegen-
den Bebauungsplanverfahren nicht auf. Etwaige ordnungsrechtliche Verstöße sind 
nicht Regelungsinhalt des Bebauungsplanes sondern ordnungsrechtlich zu behan-
deln.  
 
Zu „Zu erwartende Auswirkungen auf die Verkehrssituation durch die Zuwe-
gungen an der Albert-Schweitzer-Straße und der Straße Am Steinberg“: 
 
Zu 1.: 
 
Die Verkehrsuntersuchung wurde im Rahmen des Planverfahrens angepasst. Die 
Stadt ist der Auffassung, dass der Untersuchungsumfang und die Ergebnisse der an-
gepassten verkehrsgutachterlichen Untersuchung (Stand: Mai 2019) nachvollziehbar 
und plausibel sind. Die Stadt schließt sich den Ergebnissen der verkehrsgutachterli-
chen Untersuchung an. 
 
Zu 2.: 
 
Im Bereich der Albert-Schweitzer-Straße erfolgt im Zuge der Umsetzung des Bebau-
ungsplanes eine Neuordnung des ruhenden Verkehrs, die Anzahl der zur Verfügung 
stehenden Parkplätze wird dabei nicht reduziert. Erforderliche Regelungen zur Neu-
ordnung der Straße werden im Rahmen eines städtebaulichen Vertrags zwischen 
Stadt und Investor zum Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes getroffen. 
 
Zu 3.: 
 
Im Rahmen der Verkehrsuntersuchung wurde auch der Knotenpunkt Albert-Schweit-
zer-Straße/Am Steinberg betrachtet. Im Ergebnis ist mit Umsetzung der Planung in 
der morgendlichen und abendlichen Spitzenstunde ein leistungsfähiger, sehr guter 
Verkehrsablauf zu erwarten. Es ist nutzungstypisch, dass bei Kindergärten zu Stoß-
zeiten durch den Hol- und Bringverkehr ein erhöhtes Verkehrsaufkommen entsteht. 
Sofern es hier zu gefährlichen Situationen im Verkehrsablauf kommt, sind diese nicht 
Regelungsinhalt des Bebauungsplans, sondern unabhängig hiervon zu behandeln. 
Im Bereich des Plangebietes wird ferner eine angemessene Anzahl an öffentlichen 
Stellplätzen errichtet, so dass planbedingte Parkverkehre im Plangebiet abgewickelt 
werden können. Die Anzahl der zur Verfügung stehenden Parkplätze außerhalb des 
Plangebietes ist nicht Regelungsinhalt des vorliegenden Bauungsplans. 

Zu 4.: 

Die vorgebrachten Bedenken hinsichtlich der aktuellen Bedingungen auf der Straße 
Am Steinberg sowie der Auswirkungen der Leitstelle der Freiwilligen Feuerwehr sind 
nicht Regelungsinhalt des vorliegenden Bebauungsplanes. 
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Zu „Zu erwartende Auswirkungen auf die Verkehrssituation in Lützenkirchen, Steinbü-
chel und Quettingen“: 
 
Im Rahmen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung wurden die relevanten zu be-
trachtenden Straßen und Knotenpunkte im Umfeld des Plangebietes mit der Stadt ab-
gestimmt. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Betrachtung des weitergehenden 
Straßennetzes aufgrund der Verzweigungen im Verkehrsnetz und der damit einher-
gehenden Verteilung der planbedingten Verkehre sowie aufgrund der insgesamt ver-
gleichsweise geringen planbedingten Neuverkehre nicht realistisch abbildbar und 
nicht zielführend ist. Erkennbar spürbare Auswirkungen auf entferntere Knotenpunkte 
sind nicht zu erwarten. Die Stadt ist der Auffassung, dass der Untersuchungsumfang 
und die Ergebnisse der angepassten verkehrsgutachterlichen Untersuchung (Stand: 
Mai 2019) nachvollziehbar und plausibel sind. Die Stadt schließt sich den Ergebnis-
sen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung an. 
 
Im Rahmen des Planverfahrens erfolgte am 13.11.2019 eine Bürgerinformationsver-
anstaltung. Ziel dieser Bürgerversammlung war die frühzeitige Information der Öffent-
lichkeit über die Ziele und Zwecke der Planung im Sinne des § 3 Abs. 1 BauGB. Der 
Öffentlichkeit wurde Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung der Planung gege-
ben. Im weitergehenden Verfahren erhält die Öffentlichkeit im Rahmen der Beteili-
gung nach § 3 Abs. 2 BauGB erneut die Möglichkeit zur Einsicht und Stellungnahme. 
Hierbei können auch alle das Planverfahren betreffenden Informationen zur Ver-
kehrssituation und -entwicklung eingesehen werden. 
Über das Planverfahren hinausgehende Entwicklungen und Veränderungen im Ver-
kehrsnetz sind nicht Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. 
 
Die Auswirkungen der planbedingten Verkehre auf das umliegende Verkehrsnetz 
und die Leistungsfähigkeit des umliegenden Verkehrsnetzes wurden im Rahmen der 
Verkehrsuntersuchung ermittelt und bewertet. Im Ergebnis der verkehrsgutachterli-
chen Untersuchung können die planbedingten Mehrverkehre mit einer sehr guten 
Leistungsfähigkeit über das umliegende Straßennetz abgewickelt werden. Lediglich 
im Bereich der Albert-Schweitzer-Straße ist eine Neuordnung des ruhenden Verkehrs 
erforderlich, um hier einen flüssigen Verkehrsablauf zu ermöglichen. Erforderliche 
Regelungen zur Neuordnung der Albert-Schweitzer-Straße werden in einem städte-
baulichen Vertrag zwischen Stadt und Investor zum Satzungsbeschluss des Bebau-
ungsplanes getroffen. 
Die Stadt stellt fest, dass der Untersuchungsumfang und die Ergebnisse der ange-
passten verkehrsgutachterlichen Untersuchung (Stand: Mai 2019) nachvollziehbar 
und plausibel sind. Die Stadt schließt sich den Ergebnissen der verkehrsgutachterli-
chen Untersuchung an. 
 
Zu „Städtebaulicher Eindruck“: 
 
Der Bebauungsplan wird als Angebotsplan erstellt und ermöglicht durch die Festle-
gung von Baufeldern die Errichtung unterschiedlicher Haustypen. Die textlichen Fest-
setzungen ermöglichen zudem unterschiedliche Dachformen und verschiedene Fas-
sadenmaterialien. Die Festlegung der Haustypen und deren Gestaltung erfolgt durch 
den Investor, der die überwiegende Grundstücksverfügbarkeit besitzt und der sich bei 
der Umsetzung der Planung an der Nachfragesituation des Wohnungsmarktes orien-
tiert. Für Baugrundstücke, die sich in privatem Besitz befinden, kann der jeweilige Ei-
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gentümer über die Gestaltung entscheiden. Der Bebauungsplan sichert durch die vor-
genommenen Festsetzungen sowie die gestalterischen Rahmenbedingungen eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung. 
 
Zu „Abschlussbemerkung“: 
 
Die Auswirkungen und die Leistungsfähigkeit des umliegenden Verkehrsnetzes wur-
den im Rahmen einer Verkehrsuntersuchung ermittelt und bewertet. Im Ergebnis der 
verkehrsgutachterlichen Untersuchung können die planbedingten Mehrverkehre mit 
einer sehr guten Leistungsfähigkeit über das umliegende Straßennetz abgewickelt 
werden. Lediglich im Bereich der Albert-Schweitzer-Straße ist eine Neuordnung des 
ruhenden Verkehrs erforderlich, um hier einen flüssigen Verkehrsablauf zu ermögli-
chen. Eine Reduzierung von Wohneinheiten zur Verkehrsvermeidung ist daher nicht 
notwendig. 
Erforderliche Regelungen zur Neuordnung der Albert-Schweitzer-Straße werden in 
einem städtebaulichen Vertrag zwischen Stadt und Investor zum Satzungsbeschluss 
des Bebauungsplanes getroffen.  
 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Zu „Lärmschutz“: 
 
Den Anregungen zu Lärmschutzeffekte (Punkt 2), zur Reflektion der Lärmschutzbe-
bauung (Punkt 3-5), zur Lärmbelastung für Anwohner an der BAB (Punkt 6), zur 
Lärmbelastung durch Fluglärm (Punkt 7) und zum Einfluss des Lärms auf die Tierwelt 
(Punkt 8) wird nicht gefolgt. Die Anregungen zum Lärmschutz nördlich der BAB 
(Lärmschutz) und zu Effekten der Lärmschutzbebauung (Punkt 1) werden zur Kennt-
nis genommen. 
 
Zu „Verkehrssituation“: 
 
Den Anregungen zur Verkehrsführung auf dem Fester Weg (Punkt 1), zum Radver-
kehr (Punkt 2), zur Erschließung des Fester Wegs als Verbindungsstraße zur Albert-
Schweitzer-Straße (Punkt 3), zur Verkehrssituation im Bereich der Bruchhauser 
Straße und der Straße Am Steinberg (Punkt 4) und zum Umfang des Gutachtens 
(Punkt 5) wird gefolgt.  
Den Anregungen zur Anbindung des Plangebietes (Verkehrssituation), zur Erhöhung 
der Unfallgefahr (Punkt 7, 8 und 9) und zur Parksituation am Fester Weg (Punkt 10) 
wird nicht gefolgt. Die Anregung zur Grundproblematik der Straße Fester Weg (Punkt 
6) wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu „Anmerkungen zur Bewertung der aktuellen Verkehrssituation durch den Gutach-
ter, die bei der Bürgerveranstaltung vorgestellt wurde“: 
 
Der Anregung zur unzureichenden Bewertung topographischer und sonstiger lokaler 
Besonderheiten (Punkt 4) wurde gefolgt. Den Anregungen zur unzureichenden Be-
wertung der Verkehrssituation an der Bruchhauser Straße nördlich der Autobahnbrü-
cke (Punkt 5 und 6), zur fälschlichen Einstufung der Bruchhauser Straße als Verbin-
dungsstraße (Punkt 7), zur nicht durchgeführten Bewertung der Gesamtverkehrssitu-
ation der angrenzenden Stadtteile und der Stadt Leverkusen (Punkt 8), zum Anstieg 
des Busverkehrs durch das Bebauungsgebiet (Punkt 9) und zu Herausforderungen 
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im Bereich der nördlichen Bruchhauser Straße (zusammenfassend) wird nicht ge-
folgt. Die Anregungen zur Bewertung des Verkehrsaufkommens (Punkt 1 und 2), zur 
Beschäftigung des Gutachters (Punkt 3) und zur Verkehrssituation rund um die BAB 
(Punkt 10) werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu „Anmerkungen zu den zu erwartenden Auswirkungen auf die Verkehrssituation 
durch die Zuwegungen an der Albert-Schweitzer-Straße und der Straße Am Stein-
berg“: 
 
Der Anregung zur unübersichtlichen Verkehrssituation in der Albert-Schweitzer-
Straße (Punkt 2) wird gefolgt. Der Anregung zur unzureichenden Bewertung der Situ-
ation im Verkehrsgutachten (Punkt 1) wird nicht gefolgt. Die Anregungen zur Ver-
kehrssituation an der Einmündung der Albert-Schweitzer-Straße (Punkt 3) und zur 
Verkehrssituation an der Straße Am Steinberg (Punkt 4) werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
Zu „Erwartende Auswirkungen auf die Verkehrssituation in Lützenkirchen, Steinbü-
chel und Quettingen“: 
 
Der Anmerkung zu den zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens auf die Ver-
kehrssituation in Lützenkirchen, Steinbüchel und Quettingen wird nicht gefolgt. 
 
Die Anmerkungen zur frühzeitigen Information der Bürger sowie zum städtebaulichen 
Eindruck werden zur Kenntnis genommen.  
 
Den Anregungen zur Eignung des Standortes sowie zur Verträglichkeit der Anzahl an 
Wohneinheiten wird durch die Planung entsprochen. 
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I/A 5:   203/III_3(1)_Äußerung_05 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Lärmschutz 
 
Zu Lärmschutz: 
 
Mit der Planung ist eine wahrzunehmende Veränderung auf der Nordseite der Auto-
bahnbrücke nicht zu erwarten. Hierfür gibt es keine Hinweise. Im Zuge einer schall-
technischen Untersuchung (Peutz Consult GmbH, 01.02.2019) wurden auch die plan-
bedingten Auswirkungen auf schutzbedürftige Nutzungen in der Umgebung unter-
sucht. Im Ergebnis konnten keine planerisch relevanten Auswirkungen festgestellt 
werden. 
 
Zu 1.: 
 
Die Aussage wird bestätigt. 
 
Zu 2.: 
 
Die schalltechnische Untersuchung wurde im Rahmen des Planverfahrens vertiefend 
ausgearbeitet. Es erfolgte eine Betrachtung der auf das gesamte Plangebiet einher-
gehenden Verkehrslärmeinwirkungen. Erforderliche Festsetzungen zum Schallschutz 
wurden in den Bebauungsplan aufgenommen. 
Des Weiteren wurden auch die planbedingten Auswirkungen auf schutzbedürftige 
Nutzungen in der Umgebung mit betrachtet. Im Ergebnis konnten keine planerisch re-
levanten Auswirkungen festgestellt werden. Planbedingte Maßnahmen sind somit 
nicht erforderlich. 
 
Zu 3. bis 5.: 
 
Eine wahrnehmbare und/oder rechnerisch nachweisbare Reflektion der Lärmschutz-
bebauung auf schützenswerte Nutzungen nördlich der BAB ergibt sich mit Umset-
zung der Planung aufgrund der großen Entfernung nicht. Ein Verlust der Lebensquali-
tät und gesundheitliche Belastungen aufgrund der vorgesehenen Planung sind nicht 
festzustellen. 
 
Zu 6.: 
 
Eine wahrnehmbare und/oder rechnerisch nachweisbare Erhöhung der Lärmeinwir-
kungen nördlich der BAB ergibt sich mit Umsetzung der vorgesehenen Planung auf-
grund der großen Entfernung zum Plangebiet nicht. Die Lärmauswirkungen der BAB 
auf Flächen außerhalb des Plangebietes sind nicht Gegenstand des vorliegenden 
Planverfahrens.  
 
Zu 7.: 
 
Im Rahmen der durchgeführten schalltechnischen Untersuchung konnten in der Um-
gebungslärmkartierung 2017 (Runde 3) keine Daten zu erhöhten Fluglärmimmissio-
nen im Plangebiet festgestellt werden. Das Plangebiet befindet sich zudem außerhalb 
der Lärmschutzbereiche der Flughäfen Köln-Bonn und Düsseldorf. Etwaige Fluglärm-
immissionen in diesem Gebiet sind basierend auf diesen Informationen als so gering 
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einzuschätzen, dass sie von den auf das Plangebiet einwirkenden Verkehrslärmim-
missionen überdeckt werden. Auf die Berechnung der für die Ermittlung der Bau-
schalldämmmaße relevanten maßgeblichen Außenlärmpegel nach DIN 4109 hat der 
Fluglärm somit keinen Einfluss. Die Aussagen des Gutachters sind aus Sicht der 
Stadt plausibel und nachvollziehbar. Die Stadt Leverkusen schließt sich den gut-
achterlichen Aussagen an. 
 
Zu 8.: 
 
Mit Umsetzung der Planung sind relevante zusätzliche Schalleinwirkungen auf die 
Umgebung nicht zu erwarten. Die das Plangebiet umgebende Tier- und Pflanzenwelt 
ist bereits durch die Einwirkungen der BAB stark vorgeprägt. Die hiermit einherge-
henden Störimpulse sind weit stärker, als die mit der Planung zu erwartenden Ef-
fekte.  
Im Kontext der bestehenden Strukturen und der bereits vorhandenen Störimpulse, 
löst die Planung keine weitere Abnahme der Habitateignung der umliegenden Flä-
chen aus. 
 
Verkehrssituation 
 
Zu Verkehrssituation: 
 
Im Rahmen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung (BBW, Mai 2019) erfolgt eine 
umfangreiche Betrachtung der bestehenden und planbedingten Verkehrssituation. 
Die Anbindung des geplanten westlichen Siedlungskörpers erfolgt für den motorisier-
ten Individualverkehr über den Fester Weg sowie einen weiteren Anbindungspunkt an 
die Bruchhauser Straße. Die Anbindung des östlichen Siedlungskörpers erfolgt über 
die Albert-Schweitzer-Straße und die Feuerbachstraße sowie untergeordnet über die 
Schopenhauerstraße. Im Bereich des Fester Weges wird eine Trennung für den mo-
torisierten Individualverkehr vorgenommen, so dass eine Durchfahrung nicht möglich 
ist. Ein ergänzendes Verkehrsangebot besteht durch die Errichtung von Fuß- und 
Radwegeanbindungen sowie durch den bestehenden ÖPNV-Anschluss. Im Ergebnis 
der Verkehrsuntersuchung können die umliegenden Bestandsstraßen den mit der 
Planung einhergehenden Mehrverkehr gut aufnehmen. Ein leistungsfähiger Verkehrs-
ablauf ist zu erwarten. 
 
Zu 1. und 2.: 
 
Der Fester Weg wird im Anbindungsbereich auf einer Breite von 6 m als Mischver-
kehrsfläche ausgebaut. Ein Zwei-Richtungsverkehr kann auf einer Breite von 6 m 
auch unter Berücksichtigung der topographischen Bedingungen gut und verträglich 
abgewickelt werden. Auch ist die Straße geeignet, Fuß- und Radverkehr aufzuneh-
men und sicher abzuwickeln. Ein Eingriff in private Grundstücke erfolgt im Zuge der 
Umsetzung der Planung nicht. 
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Zu 3. und 4.: 
 
Im Bebauungsplan erfolgt eine Unterbrechung der planungsrechtlich festgesetzten 
Verkehrsfläche durch die Festsetzung einer Verkehrsfläche besonderer Zweckbe-
stimmung „Fuß- und Radweg“. Damit wird die Vermeidung von Durchgangsverkehr 
von der Bruchhauser Straße zur Albert-Schweitzer-Straße über den Fester Weg pla-
nungsrechtlich vorbereitet. In der Umsetzung der Planung werden an dieser Stelle 
Poller montiert, so dass für den Kfz-Verkehr keine Durchfahrtsmöglichkeit besteht 
und „Abkürzungsverkehre“ nicht zu erwarten sind. Es wird darauf hingewiesen, dass 
im Rahmen der Verkehrsuntersuchung in einer Variante auch die Durchbindung des 
Fester Wegs untersucht wurde. Im Ergebnis der gutachterlichen Untersuchung 
könnte auch im Falle einer Durchbindung der Verkehr leistungsfähig abgewickelt wer-
den. Durch die geplante Abbindung wird der Verkehr im Bereich der Steinbücheler 
Straße etwas höher sein.  
 
Zu 5.: 
 
In der verkehrsgutachterlichen Untersuchung werden die Leistungsfähigkeit des Ver-
kehrsablaufs sowie die Auswirkungen auf das Umfeld des Plangebiets mit und ohne 
Durchbindung des Fester Wegs untersucht. Im Ergebnis sind aus verkehrlicher Sicht 
beide Varianten möglich.  
 
Zu 6.: 
 
Der Bebauungsplan bereitet durch die Festsetzung einer Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ zentral zwischen den beiden geplanten Sied-
lungskörpern im Bereich des Fester Weg eine Abbindung vor, so dass Durchgangs-
verkehr von der Bruchhauser Straße zur Albert-Schweitzer-Straße nicht möglich ist. 
 
Zu 7. bis 10.: 
 
Es ist vorgesehen den Fester Weg sowie die weiteren Planstraßen als Mischver-
kehrsfläche auszubauen. Die Dimensionierung der Straßen ist geeignet, das beste-
hende und zu erwartende Verkehrsaufkommen sicher und leistungsfähig abzuwi-
ckeln. 
Der Anbindungspunkt Bruchhauser Straße/Fester Weg wird im Rahmen der verfüg-
baren Flächen im Zuge der Überplanung des Fester Wegs ausgebaut. Es wird eine 
weitere Anbindung des westliche geplanten Siedlungskörpers an die Bruchhauser 
Straße eingerichtet, so dass sich das zusätzliche Verkehrsaufkommen verteilen wird. 
Ein überhöhtes Verkehrsaufkommen ist im Ergebnis der Verkehrsuntersuchung nicht 
zu erwarten. 
Die Ecke Bruchhauser Straße/Fester Weg sowie der Fester Weg und der betreffende 
Abschnitt der Bruchhauser Straße sind aktuell nicht als Unfallschwerpunkte bekannt. 
Mit Umsetzung der Planung ist eine Verschlechterung der Situation nicht erkennbar. 
Ordnungsrechtliche Regelungen wie Parkverbote sind aufgrund der sich ergebenden 
Verkehrssituation derzeit nicht absehbar. Es wird ferner darauf hingewiesen, dass 
ordnungsrechtliche Regelungen nicht Regelungsinhalt des Bebauungsplans sind. 
 
Im Bereich des Plangebietes wird im Zusammenhang mit der geplanten Bebauung 
eine angemessene Anzahl öffentlicher Parkplätze errichtet, so dass eine Verschär-
fung der Parkplatzsituation mit Umsetzung der Planung nicht erkennbar ist. 
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Im Ergebnis der verkehrsgutachterlichen Untersuchung ist mit Umsetzung der Pla-
nung ein leistungsfähiger Verkehrsablauf zu erwarten. Das Verkehrsgutachten ist 
plausibel und nachvollziehbar. Die Stadt schließt sich den Ergebnissen der gutachter-
lichen Untersuchung an. 
 
Anmerkungen zur Bewertung der aktuellen Verkehrssituation durch den Gut-
achter, die bei der Bürgerveranstaltung vorgestellt wurde: 
 
Zu 1. und 2.: 
 
Die durchgeführte Verkehrszählung am 04.07.2018 erfolgte durch einen unabhängi-
gen Gutachter in Abstimmung mit der Stadt Leverkusen und auf Grundlage der recht-
lichen Vorgaben. Im Nachgang zur Bürgerinformationsveranstaltung wurde aber den-
noch eine weitere Zählung am 04.12.2018 durchgeführt. Ergänzende Knotenstromer-
hebungen einzelner Knotenpunkte erfolgten am 14.02.2019 und 14.03.2019. Für die 
Berechnungen der Leistungsfähigkeit der relevanten Knotenpunkte und zur Beurtei-
lung der Auswirkungen auf die Bestandsstraßen wurden im Sinne einer Worst-Case-
Betrachtung die jeweils höchsten Verkehrswerte aus den Zählungen in Ansatz ge-
bracht. 
 
Zu 3.: 
 
Die verkehrsgutachterliche Untersuchung erfolgte durch einen unabhängigen Gutach-
ter in enger Abstimmung mit der Stadt Leverkusen und auf Grundlage der rechtlichen 
Vorgaben. Die Beauftragung und Bezahlung des Gutachters ist für die Inhalte und die 
Abwägung in der Bauleitplanung nicht relevant. 
 
Zu 4.: 
 
Im Rahmen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung wurden in Abstimmung mit 
der Stadt relevante Planungen im Umfeld beachtet. Relevante bestehende Nutzun-
gen wurden durch die Aufnahme der Bestandsverkehre im Rahmen von Verkehrs-
zählungen in die Untersuchung eingestellt. Im Sinne eines Worst-Case-Ansatzes 
wurde zudem zur Berücksichtigung einer allgemeinen Verkehrsentwicklung und zu-
künftiger – derzeit noch unbekannter Planungen – eine Erhöhung der Bestandsver-
kehre um 5 % für den Prognose-Nullfall 2030 (Verkehrsprognose für das Jahr 2030 
ohne Umsetzung des Bebauungsplangebiets) vorgenommen.  
Die topographischen Bedingungen wurden im Rahmen der Bestandsaufnahme be-
trachtet und sind in die Beurteilung des Fachgutachters eingeflossen. 
 
Zu 5. und 6.: 
 
Im Rahmen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung wurden die relevanten zu be-
trachtenden Straßen im Umfeld des Plangebietes mit der Stadt Leverkusen abge-
stimmt. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Betrachtung des weitergehenden 
Straßennetzes aufgrund der Verzweigungen im Verkehrsnetz und der damit einher-
gehenden Verteilung der planbedingten Verkehre nicht realistisch abbildbar ist. 
Aufgrund des vergleichsweise geringen zusätzlichen Verkehrsaufkommens und der 
anzunehmenden Verteilung im Verkehrsnetz sind relevante Auswirkungen auf in der 
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Verkehrsuntersuchung nicht betrachtete Straßenzüge und Knotenpunkte zudem nicht 
erkennbar und daher vorliegend nicht zielführend. 
Die beschriebenen Parkprobleme, Ordnungswidrigkeiten und „gefährlichen Situatio-
nen“ im Straßenverkehr an der Bruchhauser Straße sind nicht Regelungsinhalt des 
vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. 
 
Zu 7.: 
 
Die Einstufung der Bruchhauser Straße als Verbindungsstraße erfolgt nach den Vor-
gaben der Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06). Die Einstufung wird 
auch nach wiederholter Prüfung für richtig erachtet.  
 
Zu 8.: 
 
Eine Bewertung der Gesamtverkehrssituation für die angrenzenden Straßen und der 
Gesamtverkehrssituation in der Stadt Leverkusen ist nicht Aufgabe der vorliegenden 
Bauleitplanung. Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung sind die Auswirkungen 
des Planvorhabens zu ermitteln und zu bewerten und sofern erforderlich sind Maß-
nahmen zu treffen. Dies ist vorliegend zutreffend erfolgt. Darüber hinaus führende 
Maßnahmen sind nicht erforderlich.  
 
Zu 9.: 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens erfolgte zur Beurteilung der Erfordernisse 
des ÖPNV-Verkehrs eine Beteiligung des Verkehrsbetriebes „wupsi GmbH“. Nach 
Prüfung durch den Fachgutachter im Rahmen der Verkehrsuntersuchung und in Ab-
stimmung mit dem Busunternehmen „wupsi“ sind die bestehenden Bushaltestellen in 
einer hinnehmbaren Entfernung und das Busliniennetz insgesamt ausreichend be-
messen. Eine zusätzliche Andienung mit Erweiterung des ÖPNV-Betriebes ist somit 
nicht erforderlich und derzeit nicht vorgesehen.    
 
Zu 10.: 
 
Der Verkehrsgutachter hat sich vorab zur Erarbeitung der Untersuchung mit der Stadt 
Leverkusen hinsichtlich bestehender und zu berücksichtigender Verkehrsbehinderun-
gen abgestimmt, um diese im Rahmen der Datierung und der Auswertung der Ver-
kehrszählungen zu berücksichtigen.  
Sofern bereits heute eine Zunahme des LKW-Verkehrs auf der Bruchhauser Straße – 
wie in der Stellungnahme beschrieben - vorliegt, wurde diese im Rahmen der Ver-
kehrszählungen der Bestandssituation erfasst und somit auch im Prognose-Planfall 
berücksichtigt. Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurde zur Ermittlung 
der Verkehrslärmeinwirkungen der Bruchhauser Straße auf die Zahlen der Verkehrs-
untersuchung zurückgegriffen, so dass die benannten LKW-Verkehre Berücksichti-
gung in der Bewertung der Schallsituation finden.  
Die Zunahme von Schalleinwirkungen durch die benannten LKW-Verkehre ist zudem 
keine planbedingte Auswirkung und daher im vorliegenden Bebauungsplanverfahren 
nicht zu bewerten. Durch die Berücksichtigung einer allgemeinen Verkehrssteigerung 
von 5 % werden im Rahmen der Verkehrsuntersuchung aber auch Effekte aus mögli-
chen zukünftigen bislang noch unbekannten Ereignissen im Sinne einer Realitätsna-
hen-Worst-Case-Betrachtung berücksichtigt. 
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Zu „Zusammenfassend“: 
 
Im Rahmen der Verkehrsuntersuchung wurden die Auswirkungen der planbedingten 
Verkehre auf das umliegende Straßennetz und auf relevante Knotenpunkte betrach-
tet. Hierbei wurde nördlich der BAB 1 auch der Knotenpunkt Burchhauser Straße/ Hu-
fer Weg behandelt. Mit Umsetzung der Planung ist am Knotenpunkt sowohl in der 
morgendlichen, als auch in der nachmittäglichen Spitzenstunde eine sehr gute Ver-
kehrsqualität zu erwarten. Weitergehende Betrachtungen drängen sich im vorliegen-
den Bebauungsplanverfahren nicht auf. Etwaige ordnungsrechtliche Verstöße sind 
nicht Regelungsinhalt des Bebauungsplanes, sondern ordnungsrechtlich zu behan-
deln.  
 
Zu „Zu erwartende Auswirkungen auf die Verkehrssituation durch die Zuwe-
gungen an der Albert-Schweitzer-Straße und der Straße Am Steinberg“: 
 
Zu 1.: 
 
Die Verkehrsuntersuchung wurde im Rahmen des Planverfahrens angepasst. Die 
Stadt ist der Auffassung, dass der Untersuchungsumfang und die Ergebnisse der an-
gepassten verkehrsgutachterlichen Untersuchung (Stand: Mai 2019) nachvollziehbar 
und plausibel sind. Die Stadt schließt sich den Ergebnissen der verkehrsgutachterli-
chen Untersuchung an. 
 
Zu 2.: 
 
Im Bereich der Albert-Schweitzer-Straße erfolgt im Zuge der Umsetzung des Bebau-
ungsplanes eine Neuordnung des ruhenden Verkehrs, die Anzahl der zur Verfügung 
stehenden Parkplätze wird dabei nicht reduziert. Erforderliche Regelungen zur Neu-
ordnung der Straße werden im Rahmen eines städtebaulichen Vertrags zwischen 
Stadt und Investor zum Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes getroffen. 
 
Zu 3.: 
 
Im Rahmen der Verkehrsuntersuchung wurde auch der Knotenpunkt Albert-Schweit-
zer-Straße/Am Steinberg betrachtet. Im Ergebnis ist mit Umsetzung der Planung in 
der morgendlichen und abendlichen Spitzenstunde ein leistungsfähiger, sehr guter 
Verkehrsablauf zu erwarten. Es ist nutzungstypisch, dass bei Kindergärten zu Stoß-
zeiten durch den Hol- und Bringverkehr ein erhöhtes Verkehrsaufkommen entsteht. 
Sofern es hier zu gefährlichen Situationen im Verkehrsablauf kommt, sind diese nicht 
Regelungsinhalt des Bebauungsplans, sondern unabhängig hiervon zu behandeln. 
Im Bereich des Plangebietes wird ferner eine angemessene Anzahl an öffentlichen 
Stellplätzen errichtet, so dass planbedingte Parkverkehre im Plangebiet abgewickelt 
werden können. Die Anzahl der zur Verfügung stehenden Parkplätze außerhalb des 
Plangebietes ist nicht Regelungsinhalt des vorliegenden Bauungsplans. 
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Zu 4.: 

Die vorgebrachten Bedenken hinsichtlich der aktuellen Bedingungen auf der Straße 
Am Steinberg sowie der Auswirkungen der Leitstelle der Freiwilligen Feuerwehr sind 
nicht Regelungsinhalt des vorliegenden Bebauungsplanes. 

 
Zu: „Zu erwartenden Auswirkungen auf die Verkehrssituation in Lützenkirchen, Stein-
büchel und Quettingen“: 
 
Im Rahmen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung wurden die relevanten zu be-
trachtenden Straßen und Knotenpunkte im Umfeld des Plangebietes mit der Stadt ab-
gestimmt. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Betrachtung des weitergehenden 
Straßennetzes aufgrund der Verzweigungen im Verkehrsnetz und der damit einher-
gehenden Verteilung der planbedingten Verkehre sowie aufgrund der insgesamt ver-
gleichsweise geringen planbedingten Neuverkehre nicht realistisch abbildbar und 
nicht zielführend ist. Erkennbar spürbare Auswirkungen auf entferntere Knotenpunkte 
sind nicht zu erwarten. Die Stadt ist der Auffassung, dass der Untersuchungsumfang 
und die Ergebnisse der angepassten verkehrsgutachterlichen Untersuchung (Stand: 
Mai 2019) nachvollziehbar und plausibel sind. Die Stadt schließt sich den Ergebnis-
sen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung an. 
 
Im Rahmen des Planverfahrens erfolgte am 13.11.2018 eine Bürgerinformationsver-
anstaltung. Ziel dieser Bürgerversammlung war die frühzeitige Information der Öffent-
lichkeit über die Ziele und Zwecke der Planung im Sinne des § 3 Abs. 1 BauGB. Der 
Öffentlichkeit wurde Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung der Planung gege-
ben. Im weitergehenden Verfahren erhält die Öffentlichkeit im Rahmen der Beteili-
gung nach § 3 Abs. 2 BauGB erneut die Möglichkeit zur Einsicht und Stellungnahme. 
Hierbei können auch alle das Planverfahren betreffenden Informationen zur Ver-
kehrssituation und -entwicklung eingesehen werden. 
Über das Planverfahren hinausgehende Entwicklungen und Veränderungen im Ver-
kehrsnetz sind nicht Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. 
 
Die Auswirkungen der planbedingten Verkehre auf das umliegende Verkehrsnetz 
und die Leistungsfähigkeit des umliegenden Verkehrsnetzes wurden im Rahmen der 
Verkehrsuntersuchung ermittelt und bewertet. Im Ergebnis der verkehrsgutachterli-
chen Untersuchung können die planbedingten Mehrverkehre mit einer sehr guten 
Leistungsfähigkeit über das umliegende Straßennetz abgewickelt werden. Lediglich 
im Bereich der Albert-Schweitzer-Straße ist eine Neuordnung des ruhenden Verkehrs 
erforderlich, um hier einen flüssigen Verkehrsablauf zu ermöglichen. Erforderliche 
Regelungen zur Neuordnung der Albert-Schweitzer-Straße werden in einem städte-
baulichen Vertrag zwischen Stadt und Investor zum Satzungsbeschluss des Bebau-
ungsplanes getroffen. 
Die Stadt stellt fest, dass der Untersuchungsumfang und die Ergebnisse der ange-
passten verkehrsgutachterlichen Untersuchung (Stand: Mai 2019) nachvollziehbar 
und plausibel sind. Die Stadt schließt sich den Ergebnissen der verkehrsgutachterli-
chen Untersuchung an. 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Lärmschutz“: 
 
Den Anregungen zu Lärmschutzeffekte (Punkt 2), zur Reflektion der Lärmschutzbe-
bauung (Punkt 3-5), zur Lärmbelastung für Anwohner an der BAB (Punkt 6), zur 
Lärmbelastung durch Fluglärm (Punkt 7) und zum Einfluss des Lärms auf die Tierwelt 
(Punkt 8) wird nicht gefolgt. Die Anregungen zum Lärmschutz nördlich der BAB 
(Lärmschutz) und zu Effekten der Lärmschutzbebauung (Punkt 1) werden zur Kennt-
nis genommen. 
 
Zu „Verkehrssituation“: 
 
Den Anregungen zur Verkehrsführung auf dem Fester Weg (Punkt 1), zum Radver-
kehr (Punkt 2), zur Erschließung des Fester Wegs als Verbindungsstraße zur Albert-
Schweitzer-Straße (Punkt 3), zur Verkehrssituation im Bereich der Bruchhauser 
Straße und der Straße Am Steinberg (Punkt 4) und zum Umfang des Gutachtens 
(Punkt 5) wird gefolgt.  
Den Anregungen zur Anbindung des Plangebietes (Verkehrssituation), zur Erhöhung 
der Unfallgefahr (Punkt 7, 8 und 9) und zur Parksituation am Fester Weg (Punkt 10) 
wird nicht gefolgt. Die Anregung zur Grundproblematik der Straße Fester Weg (Punkt 
6) wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu „Anmerkungen zur Bewertung der aktuellen Verkehrssituation durch den Gutach-
ter, die bei der Bürgerveranstaltung vorgestellt wurde“: 
 
Der Anregung zur unzureichenden Bewertung topographischer und sonstiger lokaler 
Besonderheiten (Punkt 4) wurde gefolgt. Den Anregungen zur unzureichenden Be-
wertung der Verkehrssituation an der Bruchhauser Straße nördlich der Autobahnbrü-
cke (Punkt 5 und 6), zur fälschlichen Einstufung der Bruchhauser Straße als Verbin-
dungsstraße (Punkt 7), zur nicht durchgeführten Bewertung der Gesamtverkehrssitu-
ation der angrenzenden Stadtteile und der Stadt Leverkusen (Punkt 8), zum Anstieg 
des Busverkehrs durch das Bebauungsgebiet (Punkt 9) und zu Herausforderungen 
im Bereich der nördlichen Bruchhauser Straße (zusammenfassend) wird nicht ge-
folgt. Die Anregungen zur Bewertung des Verkehrsaufkommens (Punkt 1 und 2), zur 
Beschäftigung des Gutachters (Punkt 3) und zur Verkehrssituation rund um die BAB 
(Punkt 10) werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu „Anmerkungen zu den zu erwartenden Auswirkungen auf die Verkehrssituation 
durch die Zuwegungen an der Albert-Schweitzer-Straße und der Straße Am Stein-
berg“: 
 
Der Anregung zur unübersichtlichen Verkehrssituation in der Albert-Schweitzer-
Straße (Punkt 2) wird gefolgt. Der Anregung zur unzureichenden Bewertung der Situ-
ation im Verkehrsgutachten (Punkt 1) wird nicht gefolgt. Die Anregungen zur Ver-
kehrssituation an der Einmündung der Albert-Schweitzer-Straße (Punkt 3) und zur 
Verkehrssituation an der Straße Am Steinberg (Punkt 4) werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
Zu „Erwartende Auswirkungen auf die Verkehrssituation in Lützenkirchen, Steinbü-
chel und Quettingen“: 



 
 

51 
 

Der Anmerkung zu den zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens auf die Ver-
kehrssituation in Lützenkirchen, Steinbüchel und Quettingen wird nicht gefolgt. 
 
Die Anmerkung zur frühzeitigen Information der Bürger wird zur Kenntnis genommen.  
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I/A 6:   203/III_3(1)_Äußerung_06 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Bewertung der Auswirkungen auf benachbarte Straßen durch Verkehrsgutach-
ten“: 
 
Die Auswirkungen der planbedingten Verkehre auf das umliegende Verkehrsnetz 
und die Leistungsfähigkeit des umliegenden Verkehrsnetzes wurden im Rahmen ei-
ner Verkehrsuntersuchung ermittelt und bewertet. Im Ergebnis der verkehrsgut-
achterlichen Untersuchung können die planbedingten Mehrverkehre mit einer sehr 
guten Leistungsfähigkeit über das umliegende Straßennetz abgewickelt werden. Le-
diglich im Bereich der Albert-Schweitzer-Straße ist eine Neuordnung des ruhenden 
Verkehrs erforderlich, um hier einen flüssigen Verkehrsablauf zu ermöglichen. Erfor-
derliche Regelungen zur Neuordnung der Albert-Schweitzer-Straße werden in einem 
städtebaulichen Vertrag zwischen Stadt und Investor zum Satzungsbeschluss des 
Bebauungsplanes getroffen. 
Der Untersuchungsumfang und die Ergebnisse der angepassten verkehrsgutachterli-
chen Untersuchung (Stand: Mai 2019) sind nachvollziehbar und plausibel. Die Stadt 
schließt sich den Ergebnissen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung an. 
 
Zu „Situation“: 
 
Die Anbindung Schopenhauerstraße wird untergeordnet genutzt. Die Darlegung ist 
im Übrigen richtig. 
 
Zu „Zu erwartende Probleme im Nahbereich“: 
 
Die bewegte Topographie und die teilweise eingeschränkte Einsehbarkeit hält Auto-
fahrer zu erhöhter Aufmerksamkeit ein, sodass die Entstehung von Unfallschwer-
punkten nicht zu erwarten ist. 
Der Fester Weg und die weiteren Planstraßen werden ferner als verkehrsberuhigter 
Bereich ausgebildet. Eine Befahrung mit hohem Tempo wird hier auch aufgrund von 
geschwindigkeitsmindernden Maßnahmen im Straßenraum (z. B. Baumpflanzungen, 
Parkstände) nicht möglich sein. Die hierfür vorgesehene Erschließungsplanung wird 
parallel zum Planverfahren fortgeschrieben. 
Anhaltspunkte für eine Einschränkung von Parkmöglichkeiten aufgrund der Umset-
zung der vorliegenden Planung werden nicht erkannt. Im Plangebiet werden zudem 
neue Parkstände errichtet, sodass für das neue Baugebiet eine angemessene An-
zahl an Parkplätzen errichtet und somit kein zusätzlicher Parkdruck ausgelöst wird. 
Die Auswirkungen der planbedingten Verkehre auf das umliegende Verkehrsnetz 
und die Leistungsfähigkeit des umliegenden Verkehrsnetzes wurden im Rahmen ei-
ner Verkehrsuntersuchung ermittelt und bewertet. Im Ergebnis der verkehrsgut-
achterlichen Untersuchung können die planbedingten Mehrverkehre mit einer sehr 
guten Leistungsfähigkeit über das umliegende Straßennetz, darunter auch über die 
Bruchhauser Straße, abgewickelt werden. Ein Eingriff mit relevanten Auswirkungen 
auf das Verkehrsaufkommen und die Parksituation geht mit der vorliegenden Pla-
nung nicht einher.  
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Zu „Bewertung der existierenden Verkehrssituation“: 
 
Die durchgeführte Verkehrszählung am 04.07.2018 erfolgte durch einen unabhängi-
gen Gutachter in Abstimmung mit der Stadt Leverkusen und auf Grundlage der recht-
lichen Vorgaben. Im Nachgang zur Bürgerinformationsveranstaltung wurde aber den-
noch eine weitere Zählung am 04.12.2018 durchgeführt. Ergänzende Erhebungen 
einzelner Knotenpunkte erfolgten am 14.02.2019 und 14.03.2019. Für die Berech-
nungen der Leistungsfähigkeit der relevanten Knotenpunkte und zur Beurteilung der 
Auswirkungen auf die Bestandsstraßen wurden im Sinne einer Worst-Case-Betrach-
tung die jeweils höchsten Verkehrswerte aus den Zählungen in Ansatz gebracht. Im 
Ergebnis der verkehrsgutachterlichen Untersuchung können die planbedingten Mehr-
verkehre mit einer sehr guten Leistungsfähigkeit über das umliegende Straßennetz, 
darunter auch über die Bruchhauser Straße, abgewickelt werden.  
Die Parksituation und Wendemanöver an und auf der Bruchhauser Straße sind nicht 
Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. Sofern hier widerrechtlich 
Park- und Wendevorgänge zu verzeichnen sind, ist dies ordnungsrechtlich zu behan-
deln. 
 
Zu „Einstufung der Bruchhausener Straße als Verbindungsstraße“: 
 
Die Einstufung der Bruchhauser Straße als Verbindungsstraße erfolgt nach den Vor-
gaben der Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06). Die Einstufung wird 
auch nach nochmaliger Prüfung für richtig erachtet. 
 
Zu „Zuwegung zum Neubaugebiet über die Albert-Schweitzer-Straße“: 
 
Im Rahmen der Verkehrsuntersuchung wurde auch der Knotenpunkt Albert-Schweit-
zer-Straße/Am Steinberg betrachtet. Im Ergebnis ist mit Umsetzung der Planung in 
der morgendlichen und abendlichen Spitzenstunde ein leistungsfähiger, sehr guter 
Verkehrsablauf zu erwarten, so dass auch im weiteren Verlauf der Straße Am Stein-
berg keine planungsbedingten Schwierigkeiten im Verkehrsablauf auftreten werden. 
Es ist nutzungstypisch, dass bei Kindergärten zu Stoßzeiten durch den Hol- und 
Bringverkehr ein erhöhtes Verkehrsaufkommen entsteht. Sofern es hier zu gefährli-
chen Situationen im Verkehrsablauf kommt, sind diese nicht Regelungsinhalt des Be-
bauungsplans, sondern unabhängig hiervon zu behandeln. Die Anordnung der Kita 
an der Straße Am Steinberg ist ferner nicht Gegenstand des vorliegenden Bebau-
ungsplanverfahrens.  
Im Bereich der Albert-Schweitzer-Straße ist eine Neuordnung des ruhenden Ver-
kehrs vorgesehen, um hier einen flüssigen Verkehrsablauf zu ermöglichen. Erforderli-
che Regelungen zur Neuordnung der Albert-Schweitzer-Straße werden in einem 
städtebaulichen Vertrag zwischen Stadt und Investor zum Satzungsbeschluss des 
Bebauungsplanes getroffen. 
 
Ein sich aus der vorliegenden Planung ergebendes Risiko von Personenschäden 
wird nicht erkannt. 
 
Zu „Mobilitätskonzepte“: 
 
Im Rahmen des Planverfahrens wurde die Erforderlichkeit einer zusätzlichen Andie-
nung des Plangebietes durch Buslinien geprüft. Nach Prüfung durch den Fachgut-
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achter im Rahmen der Verkehrsuntersuchung und in Abstimmung mit dem Busunter-
nehmen „wupsi“ sind die bestehenden Bushaltestellen in einer hinnehmbaren Entfer-
nung und insgesamt ausreichend. Eine zusätzliche Andienung ist somit nicht erfor-
derlich und nicht derzeit nicht vorgesehen. Die im Plangebiet vorgesehenen Wege-
beziehungen mit Anbindung an den umliegenden Bestand können durch den Rad-
verkehr genutzt werden. Maßnahmen der Elektromobilität und Carsharing sind vorge-
sehen, jedoch nicht Gegenstand des Bebauungsplans. Eine Festsetzungsmöglichkeit 
besteht nicht. 
 
Zu „Zu erwartende Probleme für den Bereich Lützenkirchen und Steinbüchel“: 
 
Im Rahmen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung wurden die relevanten zu be-
trachtenden Straßen und Knotenpunkte im Umfeld des Plangebietes mit der Stadt 
abgestimmt und in die Untersuchung eingestellt. Eine Betrachtung des weitergehen-
den Straßennetzes ist aufgrund der Verzweigungen im Verkehrsnetz und der damit 
einhergehenden Verteilung der planbedingten Verkehre sowie aufgrund der insge-
samt vergleichsweise geringen planbedingten Neuverkehre nicht realistisch abbildbar 
und nicht zielführend ist. Erkennbar spürbare Auswirkungen auf entferntere Knoten-
punkte sind zu erwarten. Die Stadt stellt fest, dass der Untersuchungsumfang und die 
Ergebnisse der verkehrsgutachterlichen Untersuchung (Stand: Mai 2019) nachvoll-
ziehbar und plausibel sind. Die Stadt schließt sich den Ergebnissen der verkehrsgut-
achterlichen Untersuchung an. 
 
Zu „Anmerkung“:  
Über das Planverfahren hinausgehende Entwicklung und Veränderungen im Ver-
kehrsnetz sind nicht Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Anregungen zu den Problematiken an der Albert-Schweitzer-Straße bzw. am 
Knotenpunkt Albert-Schweitzer-Straße/Am Steinberg und zu den befürchteten Perso-
nenschäden wird hinsichtlich einer Neuordnung der Albert-Schweitzer-Straße gefolgt. 
Im Übrigen wird den Anregungen nicht gefolgt.  
 
Den Anregungen zu den topographischen Schwierigkeiten, zum Unfallrisiko, zur Ein-
schränkung der Parkmöglichkeiten und zu den Auswirkungen der Planung auf den 
Bereich der Bruchhauser Straße in Bezug auf das Verkehrsaufkommen, zur Einstu-
fung der Bruchhauser Straße als Verbindungsstraße und zu den Auswirkungen der 
Planung auf die Ortsteile Lützenkirchen und Steinbüchel wird nicht gefolgt.  
 
Die Anregungen zur möglichen Anbindung über die Schopenhauerstraße, zur unzu-
reichenden Bewertung der Verkehrssituation und zu Mobilitätskonzept, zur Entwick-
lung und Veränderung des Verkehrsnetzes (Anmerkung) werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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I/A 7:   203/III_3(1)_Äußerung_07 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Zu viel Verkehr / auf Umgehendenstraßen zu viel Verkehr Richtung Steinbüchel 
und Opladen“: 
 
Die Auswirkungen der planbedingten Verkehre auf das umliegende Verkehrsnetz 
und die Leistungsfähigkeit des umliegenden Verkehrsnetzes wurden im Rahmen ei-
ner Verkehrsuntersuchung (BBW, Mai 2019) ermittelt und bewertet. Im Ergebnis der 
verkehrsgutachterlichen Untersuchung können die planbedingten Mehrverkehre mit 
einer sehr guten Leistungsfähigkeit über das umliegende Straßennetz abgewickelt 
werden. Lediglich im Bereich der Albert-Schweitzer-Straße ist eine Neuordnung des 
ruhenden Verkehrs erforderlich, um hier einen flüssigen Verkehrsablauf zu ermögli-
chen. Erforderliche Regelungen zur Neuordnung der Albert-Schweitzer-Straße wer-
den in einem städtebaulichen Vertrag zwischen Stadt und Investor zum Satzungsbe-
schluss des Bebauungsplanes getroffen. 
 
Zu „Zu viel Lärm“: 
 
Die planbedingten Verkehrslärmeinwirkungen wurden im Rahmen einer schalltechni-
schen Untersuchung (Peutz Consult, 09.08.2019) ermittelt und bewertet. Im Ergebnis 
sind die auf das Plangebiet einwirkenden Verkehrslärmimmissionen insbesondere 
aufgrund der Nähe des Plangebietes zur Bundesautobahn sehr hoch. Im Bebau-
ungsplan werden daher Festsetzungen zum Schallschutz getroffen. Da mit Umset-
zung der Planung grundsätzlich auch Auswirkungen auf die schalltechnische Situa-
tion im Umfeld möglich sind, wurden auch diese aufbauend auf den in der Verkehrs-
untersuchung prognostizierten Verkehren behandelt. Hinsichtlich der Auswirkungen 
des Planvorhabens auf die Verkehrslärmimmissionen im Umfeld ist festzuhalten, 
dass die anzusetzenden Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV von 59 dB(A) tags 
und 49 dB(A) nachts an mehreren Straßen bereits im Bestand (Null-Fall) überschrit-
ten werden. In diesen Bereichen, in denen die Immissionsgrenzwerte überschritten 
werden, liegen jedoch im Ergebnis der schalltechnischen Berechnungen keine we-
sentlichen Änderungen gemäß 16. BImSchV vor. Die maximale Pegeldifferenz zwi-
schen Null-Fall und Plan-Fall (mit Umsetzung des Planvorhabens) beträgt hier 1,1 
dB(A). Eine relevante Erhöhung von 3 dB(A) Erhöhung wird nicht erreicht. Eine Über-
schreitung der Immissionsgrenzwerte allein in Folge des durch das Planvorhaben 
produzierten Mehrverkehrs ist nicht festzustellen. Für die Bereiche, in denen eine we-
sentliche Änderung gemäß 16. BImSchV vorliegt – also die maximale Pegeldifferenz 
zwischen Null-Fall und Plan-Fall mehr als 3 dB(A) beträgt, sind keine Überschreitun-
gen der zu berücksichtigenden Immissionsgrenzwerte von 59 dB(A) tags und 49 
dB(A) nachts festzustellen. Auch werden Werte von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) 
nachts (Schwelle, ab der eine Gesundheitsgefährdung regelmäßig angenommen 
wird) nicht überschritten.  
Im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung können unter Berücksichtigung der 
im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zum Schallschutz die Anforderungen 
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im und im Umfeld des Plangebiets ge-
wahrt werden.  
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Zu „Parkplätze sollen bleiben“: 
 
Im Zuge der Umsetzung der Planung wird ein Ausbau des Fester Wegs und eine 
Neuordnung des ruhenden Verkehrs auf der Albert-Schweitzer-Straße vorgenom-
men. Im Plangebiet wird ferner insgesamt eine angemessene Anzahl an öffentlichen 
Parkplätzen berücksichtigt. Im Übrigen wird nicht in den umliegenden Bestand einge-
griffen. 
 
Zu „Noch mehr Abgase, Gesundheitsgefährdung“ und „Autobahn gibt es schon“: 
 
Bei dem Plangebiet und seiner Umgebung handelt es sich um ein stadtklimatisches 
Gunstgebiet mit weitläufigen Fischluftentstehungsgebieten im nahen Umfeld. Über-
höhte Luftschadstoffwerte oder übermäßige Klima-Belastungen (z. B. in Form von 
starker sommerlicher Aufwärmung) sind insbesondere im Bereich der bestehenden 
und geplanten Wohnbebauung nicht zu erwarten. Auch die Nähe zur Auto-bahn gibt 
aufgrund der besonderen Lage und des Umfeldes des Plangebietes hierzu keine An-
haltswerte. Der Abstand der Wohnbebauung zu dem lokalen Hauptemittenten BAB 1 
ist ausreichend groß und das Umfeld bietet weitläufige Grünflächen, um für eine gute 
Durchmischung der Atmosphäre und somit für unauffällige Luftbelastungswerte zu 
sorgen. Es werden auch mit Umsetzung der Planung zum derzeitigen Kenntnisstand 
keine Grenzwertüberschreitungen gemäß der 39. BImSchV zu befürchten sein. 
Grundsätzlich geht mit zusätzlichen Verkehrsaufkommen auch immer eine Steige-
rung der verkehrsbedingten Luftimmissionen einher. Anhaltswerte für eine planbe-
dingte Gesundheitsgefährdung sind jedoch nicht gegeben. 
 
Zu „Gehweg müsste sein“: 
 
Es ist vorgesehen, die gesamten Verkehrsflächen – mit Ausnahme der Bruchhauser 
Straße – im Plangebiet als Mischverkehrsflächen auszubauen. Der Fester Weg hat 
im Übergangsbereich zur Bruchhauser Straße eine Breite von rund 6 m und kann 
hier aufgrund der vorliegenden Eigentumsverhältnisse nicht ausgebaut werden. Die 
Errichtung eines Gehweges ist jedoch auf dieser Breite nicht möglich. Auf Grund des 
nur gering zu erwartenden Verkehrsaufkommens und im Sinne der Errichtung eines 
verkehrsberuhigten Wohnquartiers, ist die Errichtung von Mischverkehrsflächen ziel-
führend. 
 
Zu „Lärmschutz für Bestandsanwohner“: 
 
Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden auch die Schalleinwirkun-
gen auf die Bestandsbebauung im Plangebiet geprüft. Auf Grund der Überschreitung 
der schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 für allgemeine Wohnge-
biete (WA) werden passive Maßnahmen zum Schallschutz auch im Bereich der Be-
standsbebauung im Bebauungsplan festgesetzt.  
Im Umfeld des Plangebietes besteht im Ergebnis der schalltechnischen Untersu-
chung kein planbedingter Anspruch auf Schallschutz. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Anregungen zur Parkplatzsituation wird gefolgt. Den Anregungen zu Lärm wird 
im Bereich des Plangebietes gefolgt. Den Anregungen zu Verkehr, Gesundheitsge-
fährdung durch Abgase und zu Gehwegen wird nicht gefolgt. Die Äußerung zur Auto-
bahn wird zur Kenntnis genommen. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Zu viel Verkehr“: 
 
Die Auswirkungen der planbedingten Verkehre auf das umliegende Verkehrsnetz 
und die Leistungsfähigkeit des umliegenden Verkehrsnetzes wurden im Rahmen ei-
ner Verkehrsuntersuchung (BBW, Mai 2019) ermittelt und bewertet. Im Ergebnis der 
verkehrsgutachterlichen Untersuchung können die planbedingten Mehrverkehre mit 
einer sehr guten Leistungsfähigkeit über das umliegende Straßennetz abgewickelt 
werden. Lediglich im Bereich der Albert-Schweitzer-Straße ist eine Neuordnung des 
ruhenden Verkehrs erforderlich, um hier einen flüssigen Verkehrsablauf zu ermögli-
chen. Erforderliche Regelungen zur Neuordnung der Albert-Schweitzer-Straße wer-
den in einem städtebaulichen Vertrag zwischen Stadt und Investor zum Satzungsbe-
schluss des Bebauungsplanes getroffen. 
 
Zu „Zu wenig Parkplätze“:  
 
Im Zuge der Umsetzung der Erschließungsplanung wird im Plangebiet eine ange-
messene Anzahl an öffentlichen Parkplätzen berücksichtigt. 
 
Zu „Zu viel Lärm / Ruhe ist weg“: 
 
Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung Peutz Consult, 09.08.2019) wur-
den die bestehenden und die planbedingten Verkehrslärmeinwirkungen ermittelt und 
bewertet.  
Im Ergebnis sind die Verkehrslärmeinwirkungen aufgrund der nördlich angrenzenden 
BAB 1 bereits im Bestand hoch. Die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 
18005 für allgemeine Wohngebiete werden bei freier Schallausbreitung überschrit-
ten.  
Auch mit Umsetzung der Planung sind die auf das Plangebiet einwirkenden Ver-
kehrslärmimmissionen, insbesondere aufgrund der Nähe des Plangebietes zur Bun-
desautobahn, sehr hoch. Im Bebauungsplan werden daher Festsetzungen zum 
Schallschutz getroffen. Da mit Umsetzung der Planung grundsätzlich auch Auswir-
kungen auf die schalltechnische Situation im Umfeld möglich sind, wurden auch 
diese aufbauend auf den in der Verkehrsuntersuchung prognostizierten Verkehren 
behandelt. Hinsichtlich der Auswirkungen des Planvorhabens auf die Verkehrslärm-
immissionen im Umfeld ist festzuhalten, dass die anzusetzenden Immissionsgrenz-
werte der 16. BImSchV von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts an mehreren Straßen 
bereits im Bestand (Null-Fall) überschritten werden. In diesen Bereichen, in denen 
die Immissionsgrenzwerte überschritten werden, liegen jedoch im Ergebnis der 
schalltechnischen Berechnungen keine wesentlichen Änderungen gemäß 16. BIm-
SchV vor. Die maximale Pegeldifferenz zwischen Null-Fall und Plan-Fall (mit Umset-
zung des Planvorhabens) beträgt hier 1,1 dB(A). Eine relevante Erhöhung von 3 
dB(A) Erhöhung wird nicht erreicht. Eine Überschreitung der Immissionsgrenzwerte 
allein in Folge des durch das Planvorhaben produzierten Mehrverkehrs ist nicht fest-
zustellen. Für die Bereiche, in denen eine wesentliche Änderung gemäß 16. BIm-
SchV vorliegt – also die maximale Pegeldifferenz zwischen Null-Fall und Plan-Fall 
mehr als 3 dB(A) beträgt, sind keine Überschreitungen der zu berücksichtigenden Im-
missionsgrenzwerte von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts festzustellen. Auch wer-
den Werte von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts (Schwelle, ab der eine Gesund-
heitsgefährdung regelmäßig angenommen wird) nicht überschritten.  



 
 

64 
 

Im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung können unter Berücksichtigung der 
im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zum Schallschutz die Anforderungen 
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im und im Umfeld des Plangebiets ge-
wahrt werden. Grundsätzlich ist jedoch festzustellen, dass insbesondere ruhige Au-
ßenbereiche nur unter Berücksichtigung einer schallabschirmenden Wirkung von Ge-
bäuden o. ä. baulichen Maßnahmen bestehen und zukünftig möglich sind. 
 
Zu „Autobahn / Gesundheitsgefährdung“:  
 
Richtig ist, dass von der nördlich angrenzenden Autobahn Verkehrslärmeinwirkungen 
auf das Plangebiet einwirken. Diese wurden im Rahmen des Planverfahrens behan-
delt und erforderliche Festsetzungen zum Schallschutz wurden getroffen, um die An-
forderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Sinne des Baugesetzbu-
ches gewährleisten zu können. Aufgrund der Lage des Plangebiets und seiner Um-
gebung in einem stadtklimatischen Gunstgebiet mit weitläufigen Frischluftentste-
hungsgebieten im nahen Umfeld sind überhöhte Luftschadstoffwerte nicht zu erwar-
ten. Weitere Anhaltswerte hinsichtlich einer planbedingten Gesundheitsgefährdung 
durch die BAB 1 liegen ebenfalls nicht vor.  
 
Zu „Lärmschutz für Bestandsanwohner“: 
 
Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden auch die Schalleinwirkun-
gen auf die Bestandsbebauung im Plangebiet geprüft. Auf Grund der Überschreitung 
der schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 für Allgemeine Wohnge-
biete werden passive Maßnahmen zum Schallschutz auch im Bereich der Bestands-
bebauung im Bebauungsplan festgesetzt.  
Im Umfeld des Plangebietes besteht im Ergebnis der schalltechnischen Untersu-
chung kein planbedingter Anspruch auf Schallschutz. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Anregungen zur Parkplatzsituation sowie zur Gesundheitsgefährdung wird ge-
folgt. Der Anregung zum Lärmschutz für Bestandsanwohner wird für den Bereich des 
Plangebietes gefolgt. Den Anregungen zur Verkehrssituation und zur Lärmbelastung 
wird nicht gefolgt.  
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I/A 9:   203/III_3(1)_Äußerung_09 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu „Zu wenige Parkmöglichkeiten für die Anwohner“: 
 
Im Zuge der Umsetzung der Erschließungsplanung wird im Plangebiet eine ange-
messene Anzahl an öffentlichen Parkplätzen berücksichtigt.  
 
Zu „Anliegerstraße / keine Durchfahrtstraße“: 
 
Der „Fester Weg“ ist zukünftig nicht als Durchgangsstraße vorgesehen. Im Bebau-
ungsplan erfolgt eine Unterbrechung der planungsrechtlich festgesetzten Verkehrs-
fläche durch die Festsetzung einer Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
„Fuß- und Radweg“. Damit wird die Vermeidung von Durchgangsverkehr von der 
Bruchhauser Straße zur Albert-Schweitzer-Straße über den Fester Weg planungs-
rechtlich vorbereitet. In der Umsetzung der Planung werden an dieser Stelle Poller 
montiert, so für den Kfz-Verkehr keine Durchfahrtsmöglichkeit besteht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Verkehrsuntersuchung in einer Va-
riante auch die Durchbindung des Fester Wegs untersucht wurde. Im Ergebnis der 
gutachterlichen Untersuchung könnte auch im Falle einer Durchbindung der Verkehr 
leistungsfähig abgewickelt werden.  
 
Zu „Zu viel Lärm“: 
 
Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung Peutz Consult, 09.08.2019) wur-
den die bestehenden und die planbedingten Verkehrslärmeinwirkungen ermittelt und 
bewertet.  
Im Ergebnis sind die Verkehrslärmeinwirkungen aufgrund der nördlich angrenzenden 
BAB 1 bereits im Bestand hoch. Die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 
18005 für allgemeine Wohngebiete werden bei freier Schallausbreitung überschrit-
ten.  
Auch mit Umsetzung der Planung sind die auf das Plangebiet einwirkenden Ver-
kehrslärmimmissionen, insbesondere aufgrund der Nähe des Plangebietes zur Bun-
desautobahn, sehr hoch. Im Bebauungsplan werden daher Festsetzungen zum 
Schallschutz getroffen. Da mit Umsetzung der Planung grundsätzlich auch Auswir-
kungen auf die schalltechnische Situation im Umfeld möglich sind, wurden auch 
diese aufbauend auf den in der Verkehrsuntersuchung prognostizierten Verkehren 
behandelt. Hinsichtlich der Auswirkungen des Planvorhabens auf die Verkehrslärm-
immissionen im Umfeld ist festzuhalten, dass die anzusetzenden Immissionsgrenz-
werte der 16. BImSchV von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts an mehreren Straßen 
bereits im Bestand (Null-Fall) überschritten werden. In diesen Bereichen, in denen 
die Immissionsgrenzwerte überschritten werden, liegen jedoch im Ergebnis der 
schalltechnischen Berechnungen keine wesentlichen Änderungen gemäß 16. BIm-
SchV vor. Die maximale Pegeldifferenz zwischen Null-Fall und Plan-Fall (mit Umset-
zung des Planvorhabens) beträgt hier 1,1 dB(A). Eine relevante Erhöhung von 3 
dB(A) Erhöhung wird nicht erreicht. Eine Überschreitung der Immissionsgrenzwerte 
allein in Folge des durch das Planvorhaben produzierten Mehrverkehrs ist nicht fest-
zustellen. Für die Bereiche, in denen eine wesentliche Änderung gemäß 16. BIm-
SchV vorliegt – also die maximale Pegeldifferenz zwischen Null-Fall und Plan-Fall 
mehr als 3 dB(A) beträgt, sind keine Überschreitungen der zu berücksichtigenden Im-
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missionsgrenzwerte von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts festzustellen. Auch wer-
den Werte von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts (Schwelle, ab der eine Gesund-
heitsgefährdung regelmäßig angenommen wird) nicht überschritten.  
Im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung können unter Berücksichtigung der 
im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zum Schallschutz die Anforderungen 
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im und im Umfeld des Plangebiets ge-
wahrt werden. 
 
Zu „Zu wenig Platz“: 
 
Der Bebauungsplanentwurf sieht zwei voneinander getrennte Siedlungsbereiche vor. 
Zwischen diesen Siedlungsbereichen verläuft ein Grünzug, der Spiel- und Aufent-
haltsbereiche erhält und einen Freiraum innerhalb des Siedlungsgefüges bietet. Je-
der der beiden Siedlungsbereiche erhält zudem einen Quartiersplatz, der Aufent-
haltsqualitäten ermöglichen und „Platz“ zu bietet. Im Osten bleiben der bestehende 
Kinderspielplatz sowie die Grünflächen erhalten. 
 
Zu „Verkehrsaufkommen“: 
 
Die Auswirkungen der planbedingten Verkehre auf das umliegende Verkehrsnetz 
und die Leistungsfähigkeit des umliegenden Verkehrsnetzes wurden im Rahmen ei-
ner Verkehrsuntersuchung ermittelt und bewertet. Im Ergebnis der verkehrsgut-
achterlichen Untersuchung können die planbedingten Mehrverkehre mit einer sehr 
guten Leistungsfähigkeit über das umliegende Straßennetz abgewickelt werden. Le-
diglich im Bereich der Albert-Schweitzer-Straße ist eine Neuordnung des ruhenden 
Verkehrs erforderlich, um hier einen flüssigen Verkehrsablauf zu ermöglichen. Erfor-
derliche Regelungen zur Neuordnung der Albert-Schweitzer-Straße werden in einem 
städtebaulichen Vertrag zwischen Stadt und Investor zum Satzungsbeschluss des 
Bebauungsplanes getroffen. 
Im Plangebiet selber werden die Straßenverkehrsflächen so dimensioniert, dass 
diese das Verkehrsaufkommen aufnehmen können. 
 
Zu „Straßenbreite zu klein“: 
 
Der Fester Weg wird im Anbindungsbereich an die Bruchhauser Straße auf einer 
Breite von rund 6 m als Mischverkehrsfläche ausgebaut. Aufgrund er vorliegenden 
Katastersituation und Eigentumsverhältnisse ist hier eine größere Straßenbreite nicht 
möglich. Im Übrigen Plangebiet werden die öffentlichen Verkehrsflächen eine Breite 
von 8 m erhalten und entsprechend im Bebauungsplan festgesetzt. Die vorgesehe-
nen Straßenbreiten sind für die angestrebte wohnbauliche Entwicklung angemessen.  
 
Zu „Parkmöglichkeiten“: 
 
Im Zuge der Umsetzung der Planung wird ein Ausbau des Fester Wegs und eine 
Neuordnung des ruhenden Verkehrs auf der Albert-Schweitzer-Straße vorgenom-
men. Im Plangebiet wird ferner insgesamt eine angemessene Anzahl an öffentlichen 
Parkplätzen berücksichtigt. Im Übrigen wird nicht in den umliegenden Bestand einge-
griffen. 
 
Zu „Abgesenkter Bordstein“:  
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Es ist vorgesehen, im Bereich des Fester Wegs und der neuen Planstraßen eine 
Mischverkehrsfläche einzurichten. Bordsteine sind daher nicht vorgesehen. Entspre-
chende Regelungen sind im Übrigen nicht Regelungsinhalt des Bebauungsplanes 
und werden innerhalb eines mit dem Investor abzuschließenden Erschließungsver-
trages bzw. im Rahmen der Erschließungsplanung vereinbart.  
 
Zu „Gehweg“: 
 
Es ist vorgesehen, die gesamten Verkehrsflächen – mit Ausnahme der Bruchhauser 
Straße – im Plangebiet als Mischverkehrsflächen auszubauen. Der Fester Weg hat 
im Übergangsbereich zur Bruchhauser Straße eine Breite von rund 6 m und kann 
hier aufgrund der vorliegenden Eigentumsverhältnisse nicht ausgebaut werden. Die 
Errichtung eines Gehweges ist jedoch auf dieser Breite nicht möglich. Auf Grund des 
nur gering zu erwartenden Verkehrsaufkommens und im Sinne der Errichtung eines 
ruhigen Wohnquartiers ist die Errichtung von Mischverkehrsflächen zielführend. 
 
Zu „Beleuchtung in der Straße“: 
 
Die Planung und Umsetzung von Beleuchtungsanlagen wird im Rahmen der Er-
schließungsplanung behandelt und ist nicht Regelungsinhalt des Bebauungsplanes. 
 
Zu „Verkehrsberuhigung/ Bremsschwelle“: 
 
Es ist vorgesehen, die gesamten Verkehrsflächen – mit Ausnahme der Bruchhauser 
Straße – im Plangebiet als Mischverkehrsflächen auszubauen. Zur Verkehrsberuhi-
gung werden im Zuge der Erschließungsplanung Parkstände und Baumstandorte al-
ternierend im Straßenraum angeordnet. Im Bereich von Kreuzungen oder unterge-
ordneten Zuwegungen sind Aufpflasterungen oder Farbveränderungen im Belag vor-
gesehene.  
Die Planung und Umsetzung wird im Rahmen der Erschließungsplanung behandelt 
und ist nicht Regelungsinhalt des Bebauungsplanes. 
 
Zu „Geschwindigkeiten“:  
 
Die zulässige Höchstgeschwindigkeit kann nicht im Bebauungsplan festgesetzt wer-
den. 
 
Zu „Straßenbelag“: 
 
Die Planung und Umsetzung des Straßenbelags sowie die Auswahl von Baufirmen 
wird im Rahmen der Erschließungsplanung behandelt und ist nicht Regelungsinhalt 
des Bebauungsplanes. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Den Anregungen zu Parkmöglichkeiten wird gefolgt. Der Anregung zu Anlieger-
straße/Durchfahrtsstraße wird insofern gefolgt, dass der Fester Weg nicht vollständig 
durchfahrbar sein wird. Den Anregungen zu Lärm, zum Verkehrsaufkommen, zur 
Straßenbreite und zum Gehweg wird nicht gefolgt. Die Anregungen zu Platz, zum ab-
gesenkten Bordstein, zur Beleuchtung, zur Verkehrsberuhigung/Bremsschwelle, zu 
Geschwindigkeiten und zum Straßenbelag werden zur Kenntnis genommen. 
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I/A 10: 203/III_3(1)_Äußerung_10 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu 1.: 
 
Im weiteren Planverfahren, nach Durchführung der frühzeitigen Beteiligung, wurden 
die schalltechnische Untersuchung der Fa. Peutz sowie das Verkehrsgutachten ab-
schließend erarbeitet. Die Ergebnisse wurden im Bebauungsplanentwurf berücksich-
tigt. 
Im Rahmen der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB können die umweltrelevanten Unterlagen eingesehen werden. 
 
Zu 2.: 
 
Im Rahmen der durchgeführten verkehrsgutachterlichen Untersuchung zum Bebau-
ungsplanverfahren wurden die planbedingten Auswirkungen auf relevante zu be-
trachtende Straßen und Knotenpunkte im Umfeld des Plangebietes untersucht. Im 
Ergebnis sind planbedingte relevante Auswirkungen nicht zu erwarten. Die planbe-
dingten Verkehre können durch das umliegende Straßennetz mit einer sehr guten 
Leistungsfähigkeit abgewickelt werden. Die Ergebnisse der verkehrsgutachterlichen 
Untersuchung sind nachvollziehbar und plausibel. Die Stadt schließt sich den Ergeb-
nissen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung an. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Den Anregungen zur fehlenden Bereitstellung von Informationen (Punkt 1) wird ge-
folgt. Den Äußerungen zur Verkehrssituation (Punkt 2) wird nicht gefolgt. 
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I/A 11:   203/III_3(1)_Äußerung_11 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu „Zu Lasten der Anwohner Bruchhauser Straße“ 
 
Das Plangebiet wird neben der Bruchhauser Straße über die Feuerbachstraße, die 
Albert-Schweitzer-Straße und die Schopenhauerstraße durch den motorisierten Indi-
vidualverkehr erschlossen. Eine einseitige Erschließung über die Bruchhauser 
Straße ist damit nicht gegeben. Durch die Abbindung des Fester Wegs zentral zwi-
schen den beiden Siedlungskörpern muss der Verkehr des östlichen Siedlungskör-
pers zudem zwingend über die Feuerbachstraße, die Albert-Schweitzer-Straße und 
die Schopenhauerstraße abfließen. 
Im Rahmen der durchgeführten verkehrsgutachterlichen Untersuchung zum Bebau-
ungsplanverfahren wurden die planbedingten Auswirkungen auf die relevanten zu 
betrachtenden Straßen und Knotenpunkte, hierunter auch die Bruchhauser Straße, 
untersucht. Hierbei wurde auch eine allgemeine zunehmende Verkehrsentwicklung 
von 5 % bis zum Jahr 2030 sowie das Bauvorhaben „Lichtenburg Nord“ berücksich-
tigt.  
Im Ergebnis der gutachterlichen Untersuchung sind planbedingte relevante Auswir-
kungen nicht zu erwarten. Die planbedingten Verkehre können durch das umlie-
gende Straßennetz mit einer sehr guten Leistungsfähigkeit abgewickelt werden. Die 
Ergebnisse der verkehrsgutachterlichen Untersuchung sind nachvollziehbar und 
plausibel. Die Stadt schließt sich den Ergebnissen der verkehrsgutachterlichen Un-
tersuchung an. Es ist auch nicht erkennbar, dass die Bruchhauser Straße zukünftig, 
beispielsweise durch eine Zunahme der Bus-Taktung, über Maßen belastet würde.  
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Zu „Anspruch auf Lärmschutz“: 
 
Mit Umsetzung des Bebauungsplans geht die Errichtung von neuen Planstraßen ein-
her sowie die Veränderung der Straße Fester Weg. Die Anforderungen des § 41 
BImSchG sind daher zu beachten. Gemäß § 41 Abs. 1 BImSchG ist beim Bau oder 
der wesentlichen Änderung öffentlicher Straßen sicherzustellen, dass durch diese 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen hervorgerufen werden. Wann die Änderung 
einer Straße „wesentlich“ ist und welche Immissionsgrenzwerte zum Schutz der 
Nachbarschaft - dann - einzuhalten sind, regelt die 16. BImSchV.  
Gemäß § 1 Abs. 2 der 16. BImSchV ist eine Änderung wesentlich, wenn eine Straße 
um einen oder mehrere durchgehende Fahrstreifen baulich erweitert wird. Eine Än-
derung ist auch wesentlich, wenn durch einen erheblichen baulichen Eingriff der Be-
urteilungspegel der von dem zu ändernden Verkehrsweg ausgehende Verkehrslärm 
um mindestens 3 dB(A) oder auf mindestens 70 dB(A) tags oder mindestens 
60 dB(A) nachts erhöht wird. Liegt eine solche wesentliche Änderung vor, gelten die 
Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV unmittelbar, mit der Folge, dass auf Über-
schreitungen der Immissionsgrenzwerte mit Maßnahmen des aktiven oder passiven 
Schallschutzes zu reagieren ist. 
Die planbedingten Verkehrslärmeinwirkungen u. a. auf die Bruchhauser Straße wur-
den im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung ermittelt und bewertet. Hin-
sichtlich der Auswirkungen des Planvorhabens auf die Verkehrslärmimmissionen im 
Umfeld ist festzuhalten, dass die anzusetzenden Immissionsgrenzwerte der 16. BIm-
SchV von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts an mehreren Straßen bereits im Be-
stand (Null-Fall) überschritten werden. In diesen Bereichen, in denen die Immissions-
grenzwerte überschritten werden, liegen jedoch im Ergebnis der schalltechnischen 
Berechnungen keine wesentlichen Änderungen gemäß 16. BImSchV vor. Die maxi-
male Pegeldifferenz zwischen Null-Fall und Plan-Fall (mit Umsetzung des Planvorha-
bens) beträgt hier 1,1 dB(A). Eine relevante Erhöhung von 3 dB(A) Erhöhung wird 
nicht erreicht. Eine Überschreitung der Immissionsgrenzwerte allein in Folge des 
durch das Planvorhaben produzierten Mehrverkehrs ist nicht festzustellen. Für die 
Bereiche, in denen eine wesentliche Änderung gemäß 16. BImSchV vorliegt – also 
die maximale Pegeldifferenz zwischen Null-Fall und Plan-Fall mehr als 3 dB(A) be-
trägt, sind keine Überschreitungen der zu berücksichtigenden Immissionsgrenzwerte 
von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts festzustellen. Auch werden Werte von 70 
dB(A) tags und 60 dB(A) nachts (Schwelle, ab der eine Gesundheitsgefährdung re-
gelmäßig angenommen wird) nicht überschritten.  
Im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung liegen aufgrund der Aufstellung des 
Bebauungsplanes keine Anspruchsberechtigungen gemäß § 16 BImSchV vor. 
 
Verkehrsplanung 
 
Zu „Einseitigen Belastung der Bruchhauser Straße“: 
 
Das Plangebiet wird neben der Burchhauser Straße über die Feuerbachstraße, die 
Albert-Schweitzer-Straße und die Schopenhauerstraße durch den motorisierten Indi-
vidualverkehr erschlossen. Eine einseitige Erschließung über die Bruchhauser 
Straße ist damit nicht gegeben. Durch die Abbindung des Fester Wegs zentral zwi-
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schen den beiden geplanten Siedlungskörpern muss der Verkehr des östlichen Sied-
lungskörpers zudem zwingend über die Feuerbachstraße, die Albert-Schweitzer-
Straße und die Schopenhauerstraße abfließen. 
 
Zu „Fester Weg und Durchstich zur Bruchhauser Straße“: 
Es ist vorgesehen, die gesamten Verkehrsflächen im Plangebiet – mit Ausnahme der 
Bruchhauser Straße – als Mischverkehrsflächen auszubauen, Gehwege sind nicht 
vorgesehen. Der Fester Weg hat im Übergangsbereich zur Bruchhauser Straße eine 
Breite von rund 6 m und kann hier aufgrund der vorliegenden Eigentumsverhältnisse 
nicht ausgebaut werden. Die zweite Anbindung des Plangebietes ist mit einer Breite 
von 8 m vorgesehen. Auf Grund des nur gering zu erwartenden Verkehrsaufkom-
mens und im Sinne der Errichtung eines verkehrsberuhigten Wohnquartiers, ist die 
Errichtung von Mischverkehrsflächen zielführend. 
 
Zu „Verbindungspunkten aus dem Baugebiet zur Bruchhauser Straße“: 
 
Im Rahmen der durchgeführten verkehrsgutachterlichen Untersuchung zum Bebau-
ungsplanverfahren wurden die planbedingten Auswirkungen auf die relevanten zu 
betrachtenden Straßen und Knotenpunkte, hierunter auch die Bruchhauser Straße, 
untersucht. Die hierzu durchgeführten Zählungen erfolgten in enger Abstimmung mit 
der Stadt Leverkusen und auf Grundlage der rechtlichen Vorgaben und relevanten 
Richtlinien. Im Ergebnis der gutachterlichen Untersuchung können die planbedingten 
Verkehre durch das umliegende Straßennetz mit einer sehr guten Leistungsfähigkeit 
abgewickelt werden. Die Ergebnisse der verkehrsgutachterlichen Untersuchung sind 
nachvollziehbar und plausibel. Die Stadt schließt sich den Ergebnissen der verkehrs-
gutachterlichen Untersuchung an. Eine Beeinträchtigung der Verkehrssicherheit ist 
durch die Umsetzung des Planvorhabens nicht erkennbar.  
Zur Einstufung der Bruchhauser Straße als Durchfahrts- und Verbindungsstraße: Die 
Einstufung der Bruchhauser Straße als Verbindungsstraße erfolgt nach den Vorga-
ben der Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06). Die Einstufung wird 
auch nach nochmaliger Prüfung für richtig erachtet. 
 
Zu „Verkehrslast durch Kita“: 
 
Der städtebauliche Entwurf teilt das Plangebiet in einen westlichen und einen östli-
chen Teilbereich, die untereinander nicht durch den Kfz-Verkehr erreicht werden kön-
nen. Der Verkehr aus dem Teilbereich West wird über zwei Erschließungsstraßen zur 
Bruchhauser Straße geführt. Der Verkehr aus dem Teilbereich Ost, der auch die Kin-
dertagesstätte beinhaltet, fließt über die Albert-Schweitzer-Straße und die Feuer-
bachstraße. Eine untergeordnete Anbindung besteht zudem zur Schoppenhauer 
Straße. Insgesamt wird somit die Verteilung der anfallenden Verkehre auf die umlie-
genden Erschließungsstraßen erzielt.  
 
Zu „Zeitpunkt der Verkehrszählungen“: 
 
Die durchgeführte Verkehrszählung am 04.07.2018 wurde entsprechend den Regeln 
der Technik durchgeführt. Aufgrund der Anregungen aus der Bürgerinformationsver-
anstaltung zum Zeitpunkt der Zählung wurde aber dennoch eine weitere Zählung am 
04.12.2018 durchgeführt. Ergänzende Knotenstromerhebungen einzelner Knoten-
punkte erfolgten am 14.02.2019 und 14.03.2019. Für die Berechnungen der Leis-
tungsfähigkeit der relevanten Knotenpunkte und zur Beurteilung der Auswirkungen 
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auf die Bestandsstraßen wurden im Sinne einer Worst-Case-Betrachtung im ver-
kehrstechnischen Gutachten die jeweils höchsten Verkehrswerte aus den unter-
schiedlichen Zählungen in Ansatz gebracht.  
 
Zu „Planung des ÖPNVs“: 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens erfolgte zur Beurteilung der Erfordernisse 
des ÖPNV-Verkehrs eine Beteiligung des Verkehrsbetriebes „wupsi GmbH“. Nach 
Prüfung durch den Fachgutachter im Rahmen der Verkehrsuntersuchung und in Ab-
stimmung mit dem Busunternehmen „wupsi“ ist das bestehende Busliniennetzt aus-
reichend bemessen. Eine zusätzliche Andienung mit Erweiterung des ÖPNV-Betrie-
bes ist derzeit nicht erforderlich, so dass auf der Bruchhauser Straße derzeit kein 
vermehrter Busverkehr anzunehmen ist. 
 
Zu „Verkehrsbelastung des umliegenden Straßennetzes“ 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sind die planbedingten Auswirkungen auf 
das umliegende Straßennetz zu betrachten. Etwaige Auswirkungen, die sich bei-
spielsweise durch eine verkehrliche Überlastung der BAB 1 ergeben sind nicht Ge-
genstand der vorliegenden Planung. 
 
Zu „Auswirkungen des Vorhabens Lichtenburg Nord“: 
 
Im Rahmen der durchgeführten verkehrsgutachterlichen Untersuchung zum Bebau-
ungsplanverfahren wurde im Zuge der Ermittlung des Prognose-Nullfalls (Verkehrs-
aufkommen im Jahr 2030) ohne Planvorhaben neben der Annahme einer allgemei-
nen Verkehrsentwicklung von rd. + 5 % bis zum Jahr 2030 auch das Bauvorhaben 
„Lichtenburg Nord“ berücksichtigt. 
Aufgrund der funktional nicht eingebundenen Lage in das Erschließungssystem kann 
der Kamptalweg bei der verkehrstechnischen Untersuchung unberücksichtigt bleiben. 
Ein zielführender Grund, den Kamptalweg in die Untersuchung des vorliegenden Be-
bauungsplangebietes mit einzubeziehen, liegt nicht vor. 
 
Zu “Wohnanlage Ecke Bruchhauser Straße/In Holzhausen“ (Hufer Weg): 
 
Die Stellungnahme wird so verstanden, dass sich die Bedenken auf den Knotenpunkt 
Bruchhauser Straße/Hufer Weg beziehen, da es ein Ecke Bruchhauser Straße/In 
Holzhausen im Verkehrsnetz nicht gibt. Dieser Knotenpunkt wurde im Rahmen der 
Verkehrsuntersuchung betrachtet. Im Ergebnis ist auch mit Umsetzung des Planvor-
habens ein sehr guter Verkehrsablauf zu erwarten.  
Etwaige verkehrsrechtliche Verstöße (Halteverbot)sind ordnungsrechtlich zu behan-
deln und nicht Regelungsinhalt des Bebauungsplanes.   
 
Zu „Auswirkungen HospizEcke Bruchhauser Straße/Ecke Steinbücheler Straße“: 
Die Umsetzung von weiteren, derzeit noch nicht hinreichend konkreten Planungen im 
Umfeld des Bebauungsplangebietes und die damit einhergehenden Mehrverkehre, 
werden durch einen pauschalen Ansatz von + 5 % (allgemeine Verkehrsentwicklung) 
in der Verkehrsuntersuchung berücksichtigt.  
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Vorschläge 
 
Zu „Einbeziehung der Fichte-/Schopenhauer- und der Feuerbachstraße ins Plange-
biet“: 
 
Es wird dem Vorschlag entsprochen, eine Anbindung des Plangebietes auch über 
die Fichte-/Schopenhauer- und die Feuerbachstraße vorzusehen. Es erfolgt ferner 
eine Erschließung des östlichen Siedlungskörpers durch den motorisierten Individual-
verkehr ausschließlich über diese und über die Albert-Schweitzer-Straße. Fuß- und 
Radwegebeziehungen wird es jedoch auch über weitere Wegebeziehungen geben.  
 
Zu „Festlegung der Straße als verkehrsberuhigten Bereich/30er-Zone“: 
 
Die zulässige Höchstgeschwindigkeit kann nicht im Bebauungsplan festgesetzt wer-
den. Im Rahmen der Erschließungsplanung ist die Umsetzung einer Mischverkehrs-
fläche vorgesehen. Durch die alternierende Anordnung von Parkständen und Baum-
standorten wird eine Reduzierung der möglichen Fahrgeschwindigkeiten erwirkt. Im 
Bebauungsplan erfolgt zur Umsetzung dieser Planung eine entsprechende Dimensi-
onierung und Festsetzung der Verkehrsflächen. 
 

Zu “Anordung der Kindertagesstätte“:  

Im Bebauungsplan wird im Nordosten des Plangebietes eine Fläche für Gemeinbe-
darf mit der Zweckbestimmung Kindertagesstätte festgesetzt und damit die Errich-
tung einer Kita im Übergangsbereich zur Albert-Schweitzer-Straße vorbereitet. An-
grenzend an die Straße Fester Weg wird innerhalb der Fläche für Gemeinbedarf 
durch die Festsetzung einer Fläche für Stellplätze die Umsetzung einer Stellplatzan-
lage ermöglicht. Über diese Stellplatzanlage kann die Abwicklung des Hol- und Bring-
verkehr erfolgen.  

 
Zu „Durchfahrt Fester Weg/Albert Schweitzer-Straße“/“Direkte Verkehrsanbindung“: 
 
Im Bebauungsplan erfolgt eine Unterbrechung der planungsrechtlich festgesetzten 
Verkehrsfläche durch die Festsetzung einer Verkehrsfläche besonderer Zweckbe-
stimmung „Fuß- und Radweg“. Damit wird die Vermeidung von Durchgangsverkehr 
von der Bruchhauser Straße zur Alber-Schweitzer-Straße über den Fester Weg pla-
nungsrechtlich vorbereitet. In der Umsetzung der Planung werden an dieser Stelle 
Poller montiert, so für den Kfz-Verkehr keine Durchfahrtsmöglichkeit besteht.  
Grundsätzlich teilt der städtebauliche Entwurf das Plangebiet Gebiet in einen westli-
chen und einen östlichen Teilbereich, die untereinander nicht durch eine Verkehrs-
verbindung für den Kfz-Verkehr verbunden sind. Der Verkehr aus dem Teilbereich 
West wird hierbei über zwei Erschließungsstraßen zur Bruchhauser Straße geführt. 
 
Zu „Ausbau der Straße Am Steinberg“: 
 
Der Ausbau der Straße Am Steinberg ist aufgrund der vorliegenden Planung nicht er-
forderlich und ist kein Regelungsinhalt dieses Bebauungsplanes. 
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Zu „Kamptaler Weg in das Baugebiet einbeziehen“: 
 
Eine begründbare Notwendigkeit, den Kamptalweg in das vorliegende Bebauungspl-
angebiet mit einzubeziehen und hiermit die bestehenden landwirtschaftlichen Flä-
chen zu durchtrennen, ist nicht erkennbar.  
 
Lärm- und Immissionsschutz 
 
Zu „Informationen zum Schallschutz“: 
 
Die schalltechnische Untersuchung wurde im Zuge des Planverfahrens fortgeschrie-
ben. Die der schalltechnischen Untersuchung zugrunde liegenden Grundlagen sind 
aus Sicht der Stadt plausibel und zutreffend. Die Stadt schließt sich den Ergebnissen 
der schalltechnischen Untersuchung an.  
 

Zu „Vorschlag“: 

Im Bebauungsplanverfahren erfolgen eine konkrete Prüfung der Immissionssituation 
sowie eine Festlegung von Lärmschutzmaßnahmen. Es erfolgt eine Darstellung der 
Prüfung und der Abwägungsergebnisse in der Planbegründung. Im Bebauungsplan 
werden erforderliche Festsetzungen zum Schallschutz getroffen. Hierbei werden 
auch passive Festsetzungen zum Schallschutz für die Bestandsbebauung am Fester 
Weg und an der Bruchhauser Straße berücksichtigt. Eine wirksame Umsetzung von 
aktiven Schallschutzmaßnahmen in Form von Schallschutzwänden/ -wällen ist auf-
grund der großen Entfernung zur BAB 1 nicht umsetzbar und soll daher nach Abwä-
gung mit weiteren auf die Planung einwirkenden Belangen (z. B. Landschaftsbild, 
Kosten) nicht umgesetzt werden. 

Im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung kann mit Umsetzung der Planung 
den Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Sinne des Bauge-
setzbuches entsprochen werden. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Den Anregungen zur Anordnung der Kita zur Ergänzung der Verkehrszählung, zur 
verkehrstechnischen Einbeziehung der Fichte-/Schopenhauer- und der Feuerbach-
straße ins Plangebiet, zur Vermeidung der Durchfahrt Fester Weg/ Albert Schweitzer-
Straße und zur Prüfung und Berücksichtigung von Lärmschutzmaßnahmen wird ge-
folgt. Den Anregungen zum Lärm- und Immissionsschutz für Anwohner und Anlieger 
der Bruchhauser Straße, zum Ausbau der Straße Am Steinberg und zum Einbezie-
hen des Kamptaler Wegs in das Baugebiet wird nicht gefolgt. Die Anregungen zur 
Verteilung der Verkehrslast, zu den Verbindungspunkten aus dem Baugebiet zur 
Bruchhauser Straße, zur Planung des ÖPNVs, zur planbedingten Verkehrsbelastung 
auf das umliegende Straßennetz, zur Ecke Bruchhauser Straße/Hufer Weg, zur Fest-
legung der Straße als verkehrsberuhigten Bereich/30er-Zone, zu direkten Verbindun-
gen und zu den Informationen zum Schallschutz werden zur Kenntnis genommen. 
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I/A 12:   203/III_3(1)_Äußerung_12 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu „Verkehrsgutachten“: 
 
Die Auswirkungen der planbedingten Verkehre auf das umliegende Verkehrsnetz 
und die Leistungsfähigkeit des umliegenden Verkehrsnetzes wurden im Rahmen ei-
ner Verkehrsuntersuchung ermittelt und bewertet. Im Ergebnis der verkehrsgut-
achterlichen Untersuchung können die planbedingten Mehrverkehre mit einer sehr 
guten Leistungsfähigkeit über das umliegende Straßennetz abgewickelt werden. Le-
diglich im Bereich der Albert-Schweitzer-Straße ist eine Neuordnung des ruhenden 
Verkehrs erforderlich, um hier einen flüssigen Verkehrsablauf zu ermöglichen. Erfor-
derliche Regelungen zur Neuordnung der Albert-Schweitzer-Straße werden in einem 
städtebaulichen Vertrag zwischen Stadt und Investor zum Satzungsbeschluss des 
Bebauungsplanes getroffen. 
Im Plangebiet selber werden die Straßenverkehrsflächen so dimensioniert, dass 
diese das Verkehrsaufkommen aufnehmen können. 
 
Es erfolgt eine untergeordnete Anbindung des Plangebietes auch an die Schopen-
hauerstraße, welche in ihrer Verlängerung an die Fichtestraße anbindet. 
 
Zu (I): 
 
Der Fester Weg stellt einen von fünf Anbindungspunkten des Plangebietes an das 
umliegende Verkehrsnetz dar. Durch die Anbindung der geplanten Wohnbebauung 
an möglichst viele umliegende Bestandsstraßen wird eine Verteilung der aufkom-
menden Verkehre vorbereitet. Der Fester Weg wird im Zuge der Planung ausgebaut 
und verfügt im Bereich der Bestandsbebauung im Übergang zur Burchhauser Straße 
über eine Breite von rund 6 m. Ein Eingriff in private Grundstücke von Anliegern er-
folgt im Zuge der Umsetzung der Planung nicht. Ein Zwei-Richtungsverkehr kann auf 
einer Breite von 6 m auch unter Berücksichtigung der topographischen Bedingungen 
gut und verträglich abgewickelt werden. Auch kann die Straße geeignet Fuß- und 
Radverkehr aufzunehmen und sicher abwickeln. In seinem weiteren östlichen Verlauf 
wird der Fester Weg auf eine Breite von 8 m ausgeweitet. 
 
Es ist vorgesehen, die gesamten Verkehrsflächen – mit Ausnahme der Bruchhauser 
Straße – im Plangebiet als Mischverkehrsflächen auszubauen. Zur Verkehrsberuhi-
gung werden im Zuge der Erschließungsplanung Parkstände und Baumstandorte al-
ternierend im Straßenraum angeordnet. Im Bereich von Kreuzungen und/oder im Be-
reich untergeordneter Zuwegungen sind Aufpflasterungen oder Farbveränderungen 
im Belag vorgesehen. 
 
Die erläuterte beschränkte Einsehbarkeit an der Ecke Fester Weg/Bruchhauser 
Straße ist bekannt, jedoch aufgrund der vorhandenen Grundstückszuschnitte nicht 
veränderbar. Der Knotenpunkt ist jedoch kein nachgewiesener Unfallschwerpunt. Die 
schlechte Einsehbarkeit führt erfahrungsgemäß zu einer erhöhten Aufmerksamkeit 
ausfahrender Autofahrer. Mit Umsetzung der Planung sind negative Auswirkungen 
auf den Knotenpunkt nicht zu erwarten. 
 
Die durchgeführte Verkehrszählung am 04.07.2018 erfolgte durch einen unabhängi-
gen Gutachter auf Grundlage der rechtlichen Vorgaben im Auftrag des Investors und 
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in Abstimmung mit der Stadt Leverkusen. Im Nachgang zur Bürgerinformationsveran-
staltung wurde aufgrund der Anregungen eine weitere Zählung am 04.12.2018 
durchgeführt. Ergänzende Knotenstromerhebungen einzelner Knotenpunkte erfolg-
ten am 14.02.2019 und 14.03.2019. Für die Berechnungen der Leistungsfähigkeit der 
relevanten Knotenpunkte und zur Beurteilung der Auswirkungen auf die Bestands-
straßen wurden im Sinne einer Worst-Case-Betrachtung die jeweils höchsten Ver-
kehrswerte aus den Zählungen in Ansatz gebracht. Die Stadt schließt sich den Er-
gebnissen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung an. 
 
Zu (II): 
 
Im Rahmen der Verkehrsuntersuchung wurden die Auswirkungen der planbedingten 
Verkehre auf das umliegende Straßennetz und auf relevante Knotenpunkte betrach-
tet. Hierbei wurde nördlich der BAB 1 auch der Knotenpunkt Burchhauser Straße/ 
Hufer Weg behandelt. Mit Umsetzung der Planung ist am Knotenpunkt sowohl in der 
morgendlichen als auch in der nachmittäglichen Spitzenstunde eine sehr gute Ver-
kehrsqualität zu erwarten. Weitergehende Betrachtungen drängen sich im vorliegen-
den Bebauungsplanverfahren nicht auf. Etwaige ordnungsrechtliche Verstöße sind 
nicht Regelungsinhalt des Bebauungsplanes, sondern ordnungsrechtlich zu behan-
deln. 
 
Die Behandlung eines großräumigen Verkehrskonzeptes ist nicht Gegenstand der 
vorliegenden Bauleitplanung. 
 
Im Zuge der Umsetzung des Bebauungsplans wird keine Lärmschutzwand errichtet. 
Von einer Lärmschutzwand ausgehende planbedingte reflektierende Schalleinwir-
kungen auf Bereiche nördlich der BAB wie z. B. auf die Siedlung an der Sparrenber-
ger Mühle oder auf Bewohner an der Bruchhauser Straße ergeben sich aufgrund der 
Abstandssituation nicht. 
 
Zur allgemeinen Kritik am Gutachten: Es liegen keine Erkenntnisse vor, die Plausibili-
tät der Gutachten anzuzweifeln. Die Stadt erachtet die vorgelegten Gutachten nach 
Prüfung als nachvollziehbar und plausibel. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Anregungen zur Verkehrsführung auf dem Fester Weg und zur beschränkten 
Einsehbarkeit an der Ecke Fester Weg/Bruchhauser Straße wird nicht gefolgt. Die 
Anregungen zur Schulweg-Sicherungspflicht, zum Umfang des Verkehrsgutachtens, 
zu zusätzlichen Verkehrsanbindungen, zur Repräsentativität der Verkehrszählung, 
zur weiträumigen Beeinflussung des Verkehrs durch die Planung, zur Frage nach ei-
nem großräumigen Verkehrskonzept in Leverkusen, zur Schallbelastung der Berei-
che nördlich der BAB 1 und zur allgemeinen Kritik am Gutachten werden zur Kennt-
nis genommen.  
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I/A 13:   203/III_3(1)_Äußerung_13 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu 1.: 
 
Die Behandlung der entstehenden Kosten für Straßenschäden durch Baufahrzeuge 
ist nicht Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. Hierzu erfolgen 
Regelungen im Rahmen der Erschließungsvereinbarung mit dem Investor. 
 
Zu 2.: 
 
Im Plangebiet wird die Errichtung einer achtgruppigen Kindertagesstätte planungs-
rechtlich vorbereitet und damit auf eine bestehende Unterversorgung mit Kindertages-
stätten reagiert. Die angemessene Versorgung mit Schulplätzen wird unabhängig vom 
vorliegenden Bebauungsplanverfahren durch die Stadt Leverkusen geprüft. 
 
Zu „Plädoyer“: 
 
Die Nachfrage nach zusätzlichem Wohnraum in der Stadt Leverkusen ist sowohl 
durch Zuwanderung von außen als auch aus der ansässigen Bevölkerung heraus, 
nach wie vorgegeben. An der dargelegten Zielsetzung zusätzlichen Wohnraum anzu-
bieten, um auf bestehende Bedarfe zu reagieren, wird daher festgehalten. Mit Auf-
stellung des Bebauungsplanes wird dem Ziel der Wohnraumentwicklung in Lever-
kusen Rechnung getragen und zudem durch die geplante Errichtung einer achtgrup-
pigen Kindertagesstätte der bestehenden Unterversorgung an Plätzen in Kinderta-
gesstätten entgegengewirkt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Dem Vorschlag zur Nichtplanung des Bauvorhabens wird nicht gefolgt. Die Anregun-
gen zur Kostenfrage für Straßenschäden durch Baufahrzeuge und zu den Schulka-
pazitäten werden zur Kenntnis genommen. 
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I/A 14:   203/III_3(1)_Äußerung_14 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu a): 
 
Im Rahmen der Erschließungsplanung zum Fester Weg erfolgt kein Eingriff in private 
Grundstücke.  
 
Zu b): 
 
Die Einmündung der öffentlichen Verkehrsfläche Bruchhauser Straße/Fester Weg ist 
ausreichend dimensioniert, um die Befahrung durch Müllfahrzeuge, Feuerwehr und 
Pkws abzuwickeln. Eine Befahrung durch Linienbusse ist nicht vorgesehen.  
 
 
Zu c): 
 
Die Verkehrsbelastung der Bruchhauser Straße wurde durch Verkehrszählungen er-
fasst. Hierbei wurden auch die aufkommenden Schwerverkehre erfasst und entspre-
chend als solche im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung berücksichtigt.  
Mit Umsetzung des Planvorhabens ist eine erhebliche zusätzliche Belastung durch 
Schwerverkehr nicht erkennbar. Die vorgebrachten Bedenken hinsichtlich der vom 
Busverkehr ausgehenden Erschütterungen werden durch die Umsetzung des Plan-
vorhabens nicht erhöht. Im Zuge des vorliegenden Bebauungsplanes erfolgt keine 
Anpassung des Busverkehrsnetzes. 
 
Zu d): 
 
Die Beschlussvorlage zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 203/III mit Beschluss 
über die frühzeitige Bürgerbeteiligung beinhaltete noch keine Verkehrsuntersuchung, 
da aufgrund des Planungsstandes zunächst das städtebauliche Konzept in Varianten 
vorgestellt wurde. Die öffentliche Einsehbarkeit zur frühzeitigen Beteiligung betrifft die 
in der Beschlussvorlage verwendeten Dokumente. Zur Erläuterung wurde anlässlich 
der Bürgerversammlung das als Entwurf vorliegende Verkehrsgutachten mit darge-
stellt, dieses war allerdings zu diesem Zeitpunkt noch nicht durch die städtischen 
Fachbereiche überprüft worden. Mit der Auslegung des Bebauungsplanes ist das 
fortgeschriebene Verkehrsgutachten öffentlich einsehbar. 
 
Zu e) 
 
Es erfolgte eine ortsübliche Bekanntmachung der Bürgerveranstaltung im Amtsblatt 
der Stadt Leverkusen. Dieses entspricht den gesetzlichen Vorgaben. Das Amtsblatt 
erscheint auf der Internetseite der Stadt Leverkusen als Dokument im pdf-Format, 
kann auf Anfrage versandt werden und liegt zudem in den städtischen Verwaltungs-
gebäuden als gedruckte Version aus. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Den Anregungen zur Beanspruchung privater Grundstücke (Punkt a) und zur Erhe-
bung der Verkehrsbelastung durch Busse (Punkt c) wird gefolgt. Der Anregung zu 
Schutzabstand (Punkt b) wird nicht gefolgt. Die Äußerungen zur frühzeitigen Beteili-
gung ohne Verkehrsgutachten (Punkt d) und zur Bekanntmachung der Bürgerveran-
staltung (Punkt e) werden zur Kenntnis genommen. 
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I/A 15:   203/III_3(1)_Äußerung_15 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu „Verkehrssituation“: 
 
Die Anbindung des geplanten westlichen Siedlungskörpers erfolgt für den motorisier-
ten Individualverkehr über den Fester Weg sowie einen weiteren Anbindungspunkt an 
die Bruchhauser Straße. Die Anbindung des östlichen Siedlungskörpers erfolgt über 
die Albert-Schweitzer-Straße und die Feuerbachstraße sowie untergeordnet über die 
Schopenhauer Straße. Im Bereich des Fester Weges wird eine Trennung für den mo-
torisierten Individualverkehr vorgenommen, so dass eine Durchfahrung nicht möglich 
ist. Im Ergebnis der Verkehrsuntersuchung können die umliegenden Bestandsstra-
ßen den mit der Planung einhergehenden Mehrverkehr gut aufnehmen. Ein leistungs-
fähiger Verkehrsablauf ist zu erwarten. 
Richtig ist, dass das vorhandene Bestandsgelände topographisch bewegt ist und die 
Planung damit besonderen Herausforderungen unterliegt, eine Beeinträchtigung der 
Leistungsfähigkeit des Verkehrsablaufes geht jedoch unter Berücksichtigung der vor-
liegend geringen Verkehrsmengen hiermit nicht einher. Die Straße Fester Weg ist 
nach RASt 06 als Wohnstraße qualifiziert. Die empfohlene maximale Verkehrsbelas-
tung für Wohnstraßen liegt bei <400 kfz/h. Das Verkehrsaufkommen wird mit Umset-
zung der Planung in der Spitzenstunde bei 34 kfz/h liegen und damit sehr deutlich un-
ter den Werten der RASt 06. Ein ähnliches Verkehrsaufkommen wird sich auch auf 
der geplanten zweiten Anbindung einstellen.  
 
Der Fester Weg wird im Anbindungsbereich auf einer Breite von ca. 6 m als Misch-
verkehrsfläche ausgebaut. Ein Zwei-Richtungsverkehr kann auf einer Breite von 
durchschnittlich 6 m auch unter Berücksichtigung der topographischen Bedingungen 
gut und verträglich abgewickelt werden. Auch ist die Straße geeignet Fuß- und Rad-
verkehr aufzunehmen und sicher abzuwickeln.  
 
Die erläuterte beschränkte Unübersichtlichkeit an der Ecke Fester Weg/Bruchhauser 
Straße ist bekannt, jedoch aufgrund der vorhandenen Grundstückszuschnitte nicht 
veränderbar. Der Knotenpunkt ist jedoch kein nachgewiesener Unfallschwerpunkt. 
Die schlechte Einsehbarkeit führt erfahrungsgemäß zu einer erhöhten Aufmerksam-
keit ausfahrender Autofahrer. Mit Umsetzung der Planung sind negative Auswirkun-
gen auf den Knotenpunkt nicht zu erwarten. 
 
Zu „Verkehrszählung“: 
 
Die durchgeführte Verkehrszählung am 04.07.2018 erfolgte durch einen unabhängi-
gen Gutachter in Abstimmung mit der Stadt Leverkusen und auf Grundlage der recht-
lichen Vorgaben. Im Nachgang zur Bürgerinformationsveranstaltung wurde aber den-
noch eine weitere Zählung am 04.12.2018 durchgeführt. Ergänzende Erhebungen 
einzelner Knotenpunkte erfolgten am 14.02.2019 und 14.03.2019. Für die Berech-
nungen der Leistungsfähigkeit der relevanten Knotenpunkte und zur Beurteilung der 
Auswirkungen auf die Bestandsstraßen wurden im Sinne einer Worst-Case-Betrach-
tung die jeweils höchsten Verkehrswerte aus den Zählungen in Ansatz gebracht. 
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Zu „Umfang der Verkehrsuntersuchung“: 
 
Im Rahmen der verkehrsgutachterlichen Untersuchung wurden die relevanten zu be-
trachtenden Straßen und Knotenpunkte im Umfeld des Plangebietes mit der Stadt 
abgestimmt. Eine Betrachtung des weitergehenden Straßennetzes ist aufgrund der 
Verzweigungen im Verkehrsnetz und der damit einhergehenden Verteilung der plan-
bedingten Verkehre sowie aufgrund der insgesamt vergleichsweise geringen planbe-
dingten Neuverkehre nicht realistisch abbildbar und nicht zielführend. Erkennbar 
spürbare Auswirkungen auf entferntere Knotenpunkte oder angrenzende Stadtteile 
sind nicht zu erwarten. Im Ergebnis der Verkehrsuntersuchung können die umliegen-
den Bestandsstraßen den mit der Planung einhergehenden Mehrverkehr gut aufneh-
men. Ein leistungsfähiger Verkehrsablauf ist auch mit Umsetzung der Planung ge-
währleistet. 
 
Zu „Beauftragung des Verkehrsgutachters“: 
 
Die verkehrsgutachterliche Untersuchung erfolgte durch einen unabhängigen Gutach-
ter in enger Abstimmung mit der Stadt Leverkusen und auf Grundlage der rechtlichen 
Vorgaben. Die Beauftragung und Bezahlung des Gutachters ist für die Inhalte und die 
Abwägung in der Bauleitplanung nicht relevant. 
 
Zu „Berücksichtigung nördlicher Teil der Bruchhauser Straße“: 
 
Im Rahmen der Verkehrsuntersuchung wurden die Auswirkungen der planbedingten 
Verkehre auf das umliegende Straßennetz und auf relevante Knotenpunkte betrach-
tet. Hierbei wurde nördlich der BAB 1 auch der Knotenpunkt Burchhauser Straße/ Hu-
fer Weg behandelt. Mit Umsetzung der Planung ist am Knotenpunkt sowohl in der 
morgendlichen, als auch in der nachmittäglichen Spitzenstunde eine sehr gute Ver-
kehrsqualität zu erwarten. Weitergehende Betrachtungen drängen sich im vorliegen-
den Bebauungsplanverfahren nicht auf. Etwaige ordnungsrechtliche Verstöße sind 
nicht Regelungsinhalt des Bebauungsplanes, sondern ordnungsrechtlich zu behan-
deln.  
 
Zu „Belastung der Bruchhauser Straße“: 
 
Mit Umsetzung des Planvorhabens ist im Ergebnis der verkehrsgutachterlichen Un-
tersuchungen auf der Bruchhauser Straße in der Spitzenstunde ein Verkehrsaufkom-
men von ca. 366 kfz/h zu erwarten. Die Bruchhauser Straße ist nach RASt 06 als 
Verbindungsstraße qualifiziert und als solche ausgebaut. Die empfohlene Verkehrs-
belastung gemäß RASt 06 liegt für Verbindungsstraßen bei 400 bis 1.800 kfz/h. Da-
mit liegt selbst in der Spitzenstunde das Verkehrsaufkommen hinter den Empfehlun-
gen der RASt 06 zurück. Die Kapazitäten der Burchhauser Straße werden somit mit 
Umsetzung der Planung nicht ausgelastet. Etwaige ordnungsrechtliche Verstöße sind 
nicht Regelungsinhalt des Bebauungsplanes, sondern ordnungsrechtlich zu behan-
deln. Es bestehen keine Anhaltspunkte, dass mit der vorliegenden Planung eine Be-
einträchtigung der Sicherheit der von Schulwegen einhergeht. 
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Zu „Kapazitäten Burchhauser Straße und Steinbücheler Straße“: 
 
Wie zuvor dargestellt, sind im Ergebnis der Verkehrsuntersuchung auf der Bruchhau-
ser Straße noch ausreichend Kapazitäten vorhanden um weitere Verkehre aufzuneh-
men. Dies trifft auch auf die Steinbücheler Straße zu. Diese ist ebenfalls als Verbin-
dungsstraße qualifiziert und wird mit Umsetzung der Planung ein prognostiziertes 
Verkehrsaufkommen von 623 Kfz in der Spitzenstunde aufweisen. Entsprechend liegt 
die Verkehrsbelastung im unteren Bereich der gemäß RASt empfohlenen Belastung.  
 
Zu „Lärmsituation an der BAB1“: 
 
Richtig ist, dass von der nördlich angrenzenden Autobahn Verkehrslärmeinwirkungen 
auf das Plangebiet einwirken. Diese wurden im Rahmen des Planverfahrens behan-
delt und erforderliche Festsetzungen zum Schallschutz wurden getroffen, um die An-
forderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Sinne des Baugesetzbu-
ches gewährleisten zu können. 
Des Weiteren wurden auch die planbedingten Auswirkungen auf schutzbedürftige 
Nutzungen in der Umgebung mit betrachtet. Im Ergebnis der schalltechnischen Un-
tersuchung konnten keine planerisch relevanten Auswirkungen festgestellt werden. 
Von den im Plangebiet festgesetzten Schallschutzmaßnahmen gehen keine Schallre-
flektionen auf nördlich der BAB gelegene Gebiete und Nutzungen aus. Mit Umset-
zung des vorliegenden Planverfahrens geht keine Verstärkung der Lärmsituation 
durch die BAB auf die nördlich der Autobahn gelegenen Anlieger einher. Planbe-
dingte Maßnahmen sind somit nicht erforderlich. 
 
Zu „Steigerung der Verkehrslärmbelastung an der Bruchhauser Straße“: 
 
Die planbedingten Verkehrslärmauswirkungen wurden im Rahmen einer schalltechni-
schen Untersuchung ermittelt und bewertet, da mit Umsetzung der Planung grund-
sätzlich auch Auswirkungen auf die schalltechnische Situation im Umfeld möglich 
sind. Hinsichtlich der Auswirkungen des Planvorhabens auf die Verkehrslärmimmissi-
onen im Umfeld ist festzuhalten, dass die anzusetzenden Immissionsgrenzwerte der 
16. BImSchV von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts an mehreren Straßen bereits 
im Bestand (Null-Fall) überschritten werden. In diesen Bereichen, in denen die Im-
missionsgrenzwerte überschritten werden, liegen jedoch im Ergebnis der schalltech-
nischen Berechnungen keine wesentlichen Änderungen gemäß 16. BImSchV vor. 
Die maximale Pegeldifferenz zwischen Null-Fall und Plan-Fall (mit Umsetzung des 
Planvorhabens) beträgt hier 1,1 dB(A). Eine relevante Erhöhung von 3 dB(A) Erhö-
hung wird nicht erreicht. Eine Überschreitung der Immissionsgrenzwerte allein in 
Folge des durch das Planvorhaben produzierten Mehrverkehrs ist nicht festzustellen. 
Für die Bereiche, in denen eine wesentliche Änderung gemäß 16. BImSchV vorliegt 
– also die maximale Pegeldifferenz zwischen Null-Fall und Plan-Fall mehr als 3 dB(A) 
beträgt, sind keine Überschreitungen der zu berücksichtigenden Immissionsgrenz-
werte von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts festzustellen. Auch werden Werte von 
70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts (Schwelle, ab der eine Gesundheitsgefährdung 
regelmäßig angenommen wird) nicht überschritten. Die mit der Planung einhergehen-
den Verkehrslärmerhöhungen im Umfeld des Plangebietes sind daher als verträglich 
anzusehen.  
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Zu „Beteiligung der Öffentlichkeit“: 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens erfolgte eine frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB. Diese wurde ortsübliche im Amtsblatt der 
Stadt Leverkusen bekannt gemacht. Dieses entspricht den gesetzlichen Vorgaben. 
Das Amtsblatt erscheint auf der Internetseite der Stadt Leverkusen als Dokument im 
pdf-Format, kann auf Anfrage versandt werden und liegt zudem in den städtischen 
Verwaltungsgebäuden als gedruckte Version aus. 
 
Zu „Baugenehmigungen“ 
Die Errichtung eines Autobahnanschlusses ist nicht geplant. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Anregungen zu Verkehrszählung und zu Berücksichtigung nördlicher Teil der 
Bruchhauser Straße wird gefolgt. 
 
Die Anregungen zu Beteiligung der Öffentlichkeit werden zur Kenntnis genommen.  
 
Den Anregungen zu Verkehrssituation, Umfang der Verkehrsuntersuchung, Beauftra-
gung des Verkehrsgutachters, Belastung der Bruchhauser Straße, Kapazitäten 
Burchhauser Straße und Steinbücheler Straße, Lärmsituation an der BAB1 und Stei-
gerung der Verkehrslärmbelastung an der Bruchhauser Straße wird nicht gefolgt. 
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